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Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Erlöschen eines Exequaturs
hier: Herr Dr. Peter Ahner, Honorarkonsul der 

Föderation St. Kitts und Nevis

Bekanntmachung der Staatskanzlei 
11271-331-17

Vom 3 . November 2017

Herr Dr . Peter Ahner ist am 14 .05 .2017 verstorben . Das ihm 
erteilte Exequatur als Honorarkonsul der Föderation St . Kitts 
und Nevis in Hamburg mit dem Konsularbezirk gesamtes Bun-
desgebiet ist daher mit Ablauf des 14 .05 .2017 erloschen .
Die honorarkonsularische Vertretung der Föderation St . Kitts 
und Nevis in Hamburg ist somit geschlossen .

Erteilung eines Exequaturs
hier: Frau Maria Del Lujan Barcelo Debenedetti, 

Generalkonsulin der Republik Östlich des Uruguay 
in Hamburg

Bekanntmachung der Staatskanzlei
11271-332-17

Vom 3 . November 2017

Die Bundesregierung hat der zur Leiterin der berufskonsula- 
rischen Vertretung der Republik Östlich des Uruguay in Ham-
burg ernannten Frau Maria Del Lujan Barcelo Debenedetti am 
24 . Oktober 2017 das Exequatur als Generalkonsulin erteilt . 
Der Konsularbezirk umfasst die Länder Hamburg, Baden-Würt-
temberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 
Thüringen .
Das der bisherigen Generalkonsulin, Frau Maria Elizabeth  
Bogosian Alvarez, am 30 . Mai 2012 erteilte Exequatur ist  
erloschen .

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Bescheinigungsrichtlinien 
zur Anwendung des § 10g 

des Einkommensteuergesetzes

Gemeinsamer Runderlass 
des Ministeriums für Wissenschaft, 

Forschung und Kultur 
und des Ministeriums der Finanzen

Vom 22 . Oktober 2017

Zur Erteilung von Bescheinigungen zur Anwendung des § 10g 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) wird mit Zustimmung 
des Ministeriums der Finanzen bekannt gegeben:

Inhalt

1 Bescheinigungsverfahren

2 Kulturgüter im Sinne des § 10g Absatz 1 Satz 2 EStG
2 .1 Prüfungsumfang der Bescheinigungsbehörde
2 .1 .1 Begriffsbestimmungen
2 .1 .2 Unterschutzstellung von Kulturgütern im Sinne des § 10g 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 EStG
2 .1 .3 Unterschutzstellung von Kulturgütern im Sinne des § 10g 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 EStG
2 .2 Zugänglichmachung

3 Erforderlichkeit der Maßnahmen

4 Abstimmung der Maßnahmen

5 Höhe der Aufwendungen

6 Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

7 Prüfungsrecht der Finanzbehörden

8 Gebührenpflicht

9 Bescheinigungsbehörde

10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigungen für Aufwen-
dungen für Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen an eigenen 
schutzwürdigen Kulturgütern, die weder zur Einkunftserzielung 
noch zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden (§ 10g EStG), 
setzt eine Bescheinigung der zuständigen Stelle voraus . 

1 Bescheinigungsverfahren

Die Bescheinigung, die objektbezogen ist, muss der Eigentümer 
oder die Eigentümerin eines Kulturgutes im Sinne der Tz . 2 
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schriftlich beantragen (Anlage 1) . Die Bescheinigung hat dem 
Muster 2 (Anlage 2) zu entsprechen . Eine Zusammenfassung 
mit anderen Bescheinigungen ist nicht möglich . An eine Vertre-
terin oder einen Vertreter kann eine Bescheinigung nur erteilt 
werden, wenn eine wirksame Vertretungsbefugnis vorliegt .

Die Bescheinigungsbehörde hat zu prüfen,

- ob die Maßnahmen

a) an einem Kulturgut im Sinne des § 10g Absatz 1 Satz 2 
EStG durchgeführt worden sind (vgl . Tz . 2),

b) erforderlich waren (vgl . Tz . 3),

c) in Abstimmung mit der zuständigen Stelle durchgeführt 
worden sind (vgl . Tz . 4),

- in welcher Höhe Aufwendungen, die die vorstehenden Vo-
raussetzungen erfüllen, angefallen sind (vgl . Tz . 5),

- inwieweit Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln durch die für 
Denkmalpflege oder das Archivwesen zuständige Behörde 
bewilligt worden sind oder nach Ausstellung der Bescheini-
gung bewilligt werden (vgl . Tz . 6) .

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in tat-
sächlicher Hinsicht der Nachprüfung durch die Finanzbehörden 
und Finanzgerichte . Es handelt sich hierbei um einen Verwal-
tungsakt in Form eines Grundlagenbescheides, an den die  
Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich vorgegebenen  
Umfangs gebunden sind (§ 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 
Abgabenordnung [AO]) . 

Ist jedoch aus Sicht der Finanzbehörde offensichtlich, dass die 
Bescheinigung für Maßnahmen erteilt worden ist, bei denen die 
Voraussetzungen nicht vorliegen, hat die Finanzbehörde ein 
Remonstrationsrecht, das heißt, sie kann die Bescheinigungs-
behörde zur Überprüfung veranlassen sowie um Rücknahme 
oder Änderung der Bescheinigung nach Maßgabe des § 48 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bitten . Die Beschei-
nigungsbehörde ist verpflichtet, dem Finanzamt von der Rück-
nahme oder Änderung der Bescheinigung Mitteilung zu ma-
chen (§ 4 der Mitteilungsverordnung) .

Die bescheinigten Aufwendungen können steuerrechtlich jedoch 
nur berücksichtigt werden, wenn auch die weiteren steuerrecht-
lichen Voraussetzungen, die durch die zuständige Finanzbehörde 
geprüft werden, vorliegen (vgl . Tz . 7) .

Auf das Prüfungsrecht der Finanzbehörden ist in der Bescheini-
gung zwingend hinzuweisen .

Um dem Eigentümer oder der Eigentümerin frühzeitig Klarheit 
über den Inhalt der zu erwartenden Bescheinigung zu geben, 
kann die Bescheinigungsbehörde bereits eine schriftliche Zu-
sicherung nach § 38 VwVfG über die zu erwartende Bescheini-
gung geben . Eine verbindliche Auskunft über die voraussicht-
liche Bemessungsgrundlage der Steuervergünstigung kann nur 
die zuständige Finanzbehörde bei Vorliegen einer schriftlichen 

Zusicherung der Bescheinigungsbehörde über den zu erwarten-
den Inhalt der Bescheinigung unter den allgemeinen Vorausset-
zungen für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft durch 
die Finanzbehörden geben .

Die schriftliche Zusicherung hat den Hinweis zu enthalten, dass 
allein die zuständige Finanzbehörde prüft, ob steuerlich begüns-
tigte Aufwendungen für Herstellungs- oder Erhaltungsmaßnah-
men im Sinne des § 10g EStG oder hiernach nicht begünstigte 
andere Kosten vorliegen .

Die Zusicherung ist keine Bescheinigung im Sinne des § 10g 
Absatz 3 EStG . Sie ist nicht zur Vorlage geeignet, um die Steuer-
begünstigung in Anspruch zu nehmen .

2  Kulturgüter im Sinne des § 10g Absatz 1 Satz 2 EStG

2 .1  Prüfungsumfang der Bescheinigungsbehörde

Die zuständige Behörde hat zu bescheinigen, dass

- das Gebäude oder der Gebäudeteil nach § 2 Absatz 2 Num-
mer 1 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes 
(BbgDSchG) ein Baudenkmal oder gemäß § 2 Absatz 2 
Nummer 2 in Verbindung mit § 4 BbgDSchG Teil eines 
Denkmalbereichs ist,

- die gärtnerische, bauliche oder sonstige Anlage, die kein 
Gebäude oder Gebäudeteil ist, nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 
BbgDSchG unter Schutz steht,

- Mobiliar, Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, wissen-
schaftliche Sammlungen, Bibliotheken oder Archive

- sich seit mindestens 20 Jahren im Besitz der Familie 
des oder der Steuerpflichtigen befinden oder

- in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder

- in ein Verzeichnis national wertvoller Archive eingetra-
gen sind und

- ihre Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Ge-
schichte oder Wissenschaft im öffentlichen Interesse 
liegt .

2 .1 .1  Begriffsbestimmungen

Unter dem Begriff Denkmalbereich im Sinne dieser Richt- 
linien sind alle Begriffe zu verstehen, die nach § 2 Absatz 2 
Nummer 2 BbgDSchG als solche gelten .

Gärtnerische Anlagen sind historische Park- und Gartenanla-
gen, Alleen sowie sonstige Zeugnisse der Garten- und Land-
schaftsgestaltung, die Gegenstand des Denkmalschutzes sind . 
Dazu gehören auch die in die gärtnerische Anlage einbezoge-
nen baulichen Anlagen, soweit diese nicht eigenständig unter 
Schutz gestellt sind (zum Beispiel Freitreppen, Balustraden, 
Pavillons, Mausoleen, Anlagen zur Wasserregulierung, künstli-
che Grotten, Wasserspiele, Brunnenanlagen) . 
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Bauliche Anlagen im Sinne dieser Richtlinien sind bauliche 
Anlagen im Sinne von § 2 Absatz 2 Nummer 1 BbgDSchG, die 
keine Gebäude oder Gebäudeteile sind (zum Beispiel Brücken, 
Befestigungen) . Die bauliche Anlage selbst muss Gegenstand 
des Denkmalschutzes sein . Zu den baulichen Anlagen gehören 
auch Teile von baulichen Anlagen, zum Beispiel Ruinen oder 
sonstige übrig gebliebene Teile ehemals größerer Anlagen.

Zu den sonstigen Anlagen gehören zum Beispiel Bodendenk-
male (§ 2 Absatz 2 Nummer 4 BbgDSchG) oder Maschinen (§ 2 
Absatz 2 Nummer 1 BbgDSchG), die Gegenstand des Denk-
malschutzes sind .

Mobiliar muss die Voraussetzungen des § 10g Absatz 1 Satz 2 
Nummer 4 EStG erfüllen . Zum Mobiliar gehört das bewegliche 
Inventar eines Gebäudes, wie zum Beispiel Teppiche, Tapisserien, 
Musikinstrumente, Bibliotheken, Waffen sowie einzelne Werke 
der bildenden und angewandten Kunst . Es kann sich zum Bei-
spiel um das Mobiliar berühmter Persönlichkeiten aus Kunst, 
Literatur und Politik handeln . 

Kunstgegenstände sind Werke der bildenden Kunst (zum Bei-
spiel Gemälde, Grafik), der Bildhauerkunst (zum Beispiel 
Skulpturen) und angewandten Kunst (zum Beispiel Uhrma-
cherwerke, Gold- und Silberschmiedearbeiten) .

Kunstsammlungen sind eine Gesamtheit von Gegenständen, 
die zielgerichtet unter einer Themenstellung systematisiert  
zusammengeführt wurden, aus künstlerischen, wissenschaft- 
lichen oder ästhetischen Prinzipien zusammengetragen wurden 
und die mehr als nur die Summe ihrer einzelnen Bestandteile 
darstellen und dadurch einen besonderen Wert gewinnen (Defi-
nition der Kultusministerkonferenz) . Kunstsammlungen in die-
sem Sinne umfassen Kunstgegenstände im vorgenannten Sinn . 

Wissenschaftliche Sammlungen umfassen Gegenstände, die 
nach wissenschaftlichen Interessen unter bestimmten Gesichts-
punkten zusammengestellt sind . Hierzu zählen zum Beispiel 
ethnografische, historische, numismatische oder naturwissen-
schaftliche Sammlungen . 

2 .1 .2  Unterschutzstellung von Kulturgütern im Sinne des § 10g 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 EStG

Gebäude, Gebäudeteile, gärtnerische, bauliche oder sonstige 
Anlagen müssen Denkmal oder Teil eines Denkmals im Sinne 
von § 2 Absatz 2 Nummer 1 und 2 BbgDSchG sein . 

Entfällt die öffentlich-rechtliche Bindung durch die Denkmal-
schutzvorschriften innerhalb des zehnjährigen Begünstigungs-
zeitraumes des § 10g EStG, ist dies dem zuständigen Finanzamt 
mitzuteilen (§ 4 der Mitteilungsverordnung) .

Bei Wegfall der Denkmaleigenschaft ist eine steuerliche Begüns-
tigung ab dem Jahr, das dem Wegfall der Denkmaleigenschaft 
folgt, ausgeschlossen .

2 .1 .3  Unterschutzstellung von Kulturgütern im Sinne des § 10g 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 EStG

Ist das Kulturgut in ein Verzeichnis national wertvollen Kultur-
gutes oder ein Verzeichnis national wertvoller Archive eingetra-

gen, braucht nicht bescheinigt zu werden, dass sich das Kultur-
gut seit mindestens 20 Jahren im Familienbesitz befindet. Mit 
der Eintragung steht fest, dass die Erhaltung im öffentlichen 
Interesse liegt .

Zur Familie sind alle Angehörigen im Sinne des § 15 AO zu 
rechnen; es kann sich aber auch um eine Familienstiftung han-
deln .

2 .2  Zugänglichmachung

Für alle Kulturgüter ist ferner nach entsprechender Vorlage einer 
schriftlichen Erklärung der Eigentümerin oder des Eigentümers 
zu bescheinigen, dass sie in einem den Verhältnissen entspre-
chenden Umfang der wissenschaftlichen Forschung oder der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden . Ein den Verhältnis-
sen entsprechendes Zugänglichmachen ist gegeben, wenn die 
Eigentümerin oder der Eigentümer der zuständigen Bescheini-
gungsbehörde mitteilt, es bestehe die Möglichkeit, Wissen-
schaftlern und Wissenschaftlerinnen sowie der interessierten 
Öffentlichkeit den Zutritt zu gestatten . Bewegliche Kulturgüter 
werden der Öffentlichkeit auch durch Leihgaben anlässlich von 
Ausstellungen oder wissenschaftlichen Arbeiten zugänglich  
gemacht . Stehen dem Zugang zwingende Gründe (zum Bei-
spiel konservatorische Gründe) entgegen, sind auch diese zu 
bescheinigen .

3 Erforderlichkeit der Maßnahmen

Es ist zu bescheinigen, dass die durchgeführte Maßnahme nach 
Art und Umfang

- bei Gebäuden oder Gebäudeteilen zur Erhaltung als Bau-
denkmal,

- bei einem Gebäude oder Gebäudeteil, das Teil eines Denk-
malbereichs ist, zur Erhaltung des schützenswerten äußeren 
Erscheinungsbildes des Denkmalbereichs,

- bei Bodendenkmalen und anderen Kulturgütern zu ihrer Er-
haltung

nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen der Denkmal- 
pflege, des Archivwesens oder anderer öffentlich-rechtlicher 
Schutz- und Erhaltungsverpflichtungen erforderlich waren.

Zur Erhaltung des Kulturgutes erforderliche Maßnahmen sind 
solche, die der Eigentümer oder die Eigentümerin im Rahmen 
der Erhaltungspflicht zum Beispiel nach § 7 Absatz 1 BbgDSchG 
durchführen muss . 

Die Versicherung des Kulturgutes gehört nicht hierzu . Es reicht 
nicht aus, dass die Maßnahmen aus fachlicher Sicht angemes-
sen oder vertretbar sind, sie müssen zur Erhaltung des schutz-
würdigen Zustands, zum Beispiel auch zur Abwendung von 
Schäden, oder zur Wiederherstellung eines solchen Zustands 
notwendig sein. Maßnahmen, die ausschließlich durch das  
Zugänglichmachen des Kulturgutes für die Öffentlichkeit ver-
anlasst werden (zum Beispiel Errichtung eines Kassenhäus-
chens oder Besucherparkplatzes), gehören nicht dazu . Aufwen-
dungen hierfür (zum Beispiel auch Lohnkosten für Auf- 
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sichtspersonal) können nur mit den Einnahmen aus der Nut-
zung des Kulturgutes verrechnet werden .

An einem Gebäude oder Gebäudeteil sind auch Maßnahmen 
bescheinigungsfähig, die zu seiner sinnvollen Nutzung erfor-
derlich sind. Das Merkmal ist erfüllt, wenn die Maßnahmen

- die Denkmaleigenschaft nicht oder nicht wesentlich beein-
trächtigen,

- erforderlich sind, um eine unter denkmalschutzrechtlichen 
Gesichtspunkten sinnvolle Nutzung des Baudenkmals zu 
erhalten, wiederherzustellen oder zu ermöglichen, und

- geeignet erscheinen, die Erhaltung des Baudenkmals sicher-
zustellen (vgl . dazu auch Tz . 3 .8 und 3 .9 der Bescheinigungs-
richtlinien zur Anwendung der §§ 7i, 10f und 11b EStG) .

4 Abstimmung der Maßnahmen

Es muss mit allen erheblichen Daten bescheinigt werden, dass 
die Maßnahmen vor Beginn ihrer Ausführung mit der Beschei-
nigungsbehörde abgestimmt worden sind . Die Abstimmung 
kann auch innerhalb eines öffentlich-rechtlichen Genehmigungs-
verfahrens erfolgen . Die nachträglich ausgesprochene Erlaub-
nis für Veränderungen an einem Kulturgut kann das Erfordernis 
der vorherigen Abstimmung nicht ersetzen . Ist eine vorherige 
Abstimmung unterblieben, liegen die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Bescheinigung nicht vor, selbst dann, wenn sich 
das Ergebnis als kulturgutverträglich darstellt .

Wird erst im Verlauf der Maßnahme erkennbar, dass ein Kultur-
gut vorliegt, können die Aufwendungen bescheinigt werden, 
die ab dem Zeitpunkt entstehen, ab dem die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde bestätigt hat, dass das Kulturgut den 
öffentlich-rechtlichen Bindungen unterliegt, und die Maßnah-
men betreffen, die vor ihrem Beginn mit der Bescheinigungs-
behörde abgestimmt worden sind .

Bei laufenden oder regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen 
reicht es aus, wenn sie einmal vorweg abgestimmt werden (zum 
Beispiel laufende Pflege bei geschützten Garten- und Parkanla-
gen) .

Soll von den abgestimmten Maßnahmen abgewichen werden, 
bedarf dies einer erneuten vorherigen Abstimmung . Werden die 
Maßnahmen nicht in der abgestimmten Art und Weise durch-
geführt, darf insoweit eine Bescheinigung nicht erteilt werden .

Aus Nachweisgründen sind Zeitpunkt und Inhalt der Abstim-
mung zwischen den Beteiligten in geeigneter Weise schriftlich 
festzuhalten . Dabei ist der Eigentümer oder die Eigentümerin auf

- die Bedeutung der Abstimmung für die Erteilung einer Be-
scheinigung,

- die Möglichkeit der schriftlichen Zusicherung nach § 38 
VwVfG sowie

- das eigenständige Prüfungsrecht der Finanzbehörden (vgl . 
Tz . 7)

hinzuweisen . Wird bereits im Rahmen der Abstimmung fest-
gestellt, dass nicht alle Maßnahmen die Voraussetzungen für eine 
Bescheinigung erfüllen, ist hierauf ausdrücklich hinzuweisen .

5 Höhe der Aufwendungen

Es können nur tatsächlich angefallene Aufwendungen beschei-
nigt werden . Dazu gehört nicht der Wertansatz für die eigene 
Arbeitsleistung des Eigentümers oder der Eigentümerin oder 
die Arbeitsleistung unentgeltlich Beschäftigter . Zu den beschei-
nigungsfähigen Aufwendungen gehören aber die auf begünstig-
te Maßnahmen entfallenden Lohn- und Gehaltskosten für eige-
nes Personal, Material- und Betriebskosten, Aufwendungen für 
Arbeitsgeräte sowie Gemeinkosten . Genehmigungs- und Prü-
fungsgebühren gehören zu den Kosten der genehmigten oder 
geprüften Baumaßnahme. Skonti oder sonstige Abzüge min-
dern die zu berücksichtigenden Kosten. Die Prüfung schließt 
keine Preis- oder Angebotskontrolle ein .

Alle Rechnungsbeträge aus den detaillierten, nachvollzieh- 
baren und prüffähigen Originalrechnungen sind vom Antrag-
steller entsprechend dem Vordruck aufzulisten . Darin sind auch 
Angaben zum Zahlbetrag und Zahlungsdatum der einzelnen 
Rechnungen sowie zum Zeitpunkt der Baumaßnahme zu täti-
gen . 

Erforderlich ist die Vorlage der Schlussrechnungen . Abschlags-
rechnungen und Kostenvoranschläge ersetzen keine Schluss-
rechnung . Kassenzettel müssen Menge, Artikel und Preis ein-
deutig erkennen lassen .

Pauschalrechnungen von Handwerksbetrieben können nur  
berücksichtigt werden, wenn das Original-Angebot, das dem 
Pauschalvertrag zugrunde liegt, beigefügt ist . Wenn es zur Prü-
fung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der 
Original-Kalkulation verlangt werden . Genehmigungs- und 
Prüfungsgebühren gehören zu den Kosten der genehmigten 
oder geprüften Baumaßnahme.

Die Bescheinigungsbehörde hat zu bescheinigen, dass die dem 
Bescheinigungsantrag zugrunde liegende Maßnahme durch-
geführt wurde und die Kosten durch Vorlage der Originalrech-
nungen nachgewiesen wurden . 

Die eingereichte Rechnungsaufstellung ist zugleich Bestandteil 
der Bescheinigung (Pflichtanlage). Die Bescheinigungsbehörde 
hat darauf die anerkannten Aufwendungen kenntlich zu machen .

Zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehört auch die 
in den Rechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer . Soweit die 
Umsatzsteuer als Vorsteuer abzugsfähig ist, kann die Beschei-
nigung auf Begehren des Antragstellers oder der Antragstellerin 
auf die Nettorechnungsbeträge beschränkt werden . Schuldet 
der Bauherr oder die Bauherrin die Umsatzsteuer aus den von 
ihm bezogenen Leistungen nach § 13b des Umsatzsteuergeset-
zes (UStG), kann die von ihm oder ihr an die Finanzbehörde 
abgeführte Umsatzsteuer in die Bescheinigung einbezogen 
werden . Voraussetzung ist, dass die Anmeldung und Zahlung 
der nach § 13b UStG geschuldeten Umsatzsteuer nachgewiesen 
ist .
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6 Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, die die 
für Denkmalpflege oder Archivwesen beziehungsweise das Kul-
turgut zuständige Behörde dem Empfänger oder der Empfänge-
rin der Bescheinigung aus öffentlichen Mitteln bewilligt hat . 
Werden solche Zuschüsse nach Ausstellung der Bescheinigung 
bewilligt, ist diese entsprechend zu ändern (§ 10g Absatz 3 Satz 2 
EStG) und der Finanzbehörde Mitteilung hiervon zu machen  
(§ 4 der Mitteilungsverordnung) .

7 Prüfungsrecht der Finanzbehörden

Die Finanzbehörden haben zu prüfen,

- ob die vorgelegte Bescheinigung von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde ausgestellt worden ist,

- ob die bescheinigte Maßnahme an einem Kulturgut durch-
geführt worden ist, das im Eigentum des oder der Steuer-
pflichtigen steht,

- ob das Kulturgut im jeweiligen Kalenderjahr weder zur  
Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 EStG genutzt 
worden ist noch Gebäude oder Gebäudeteile zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt worden sind,

- inwieweit die Aufwendungen etwaige aus der Nutzung des 
Kulturgutes erzielte Einnahmen übersteigen,

- ob und in welcher Höhe die bescheinigten Aufwendungen 
Grunderwerbsteuer enthalten und steuerrechtlich dem Kul-
turgut im Sinne des § 10g EStG zuzuordnen und keine  
Anschaffungskosten sind,

- ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwendungen 
gezahlt werden oder worden sind,

- in welchem Veranlagungszeitraum die Steuerbegünstigung 
erstmals in Anspruch genommen werden kann .

Die Bindungswirkung der durch die Denkmalschutzbehörde 
ausgestellten Bescheinigung erstreckt sich folglich nicht auf die 
Punkte, die einer abschließenden Prüfung durch die Finanz-
behörde vorbehalten sind . 

8	 Gebührenpflicht

Die Bescheinigung ist gebührenpflichtig.

Die für die Erteilung der Bescheinigung angefallenen Gebüh-
ren gehören nicht zu den bescheinigungsfähigen Aufwendun-
gen .

9 Bescheinigungsbehörde

In den Fällen des § 10g Absatz 1 Nummer 1 bis 3 EStG sind die 
Landkreise und kreisfreien Städte als untere Denkmalschutz-
behörden für die Ausstellung der Bescheinigungen zuständig  
(§ 22 Absatz 2 BbgDSchG) . Aufgrund der Verordnung über die 
Zuständigkeit nach § 10g Absatz 3 EStG vom 28 . August 1995 
(GVBl . II S . 556) ist das Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kultur in den Fällen des § 10g Absatz 1 Nummer 4 
EStG zuständige Bescheinigungsbehörde . 

10 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinien treten am Tag nach der Bekanntmachung  
im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft . Gleichzeitig tritt die 
Bescheinigungsrichtlinie zur Anwendung des § 10g Einkom-
mensteuergesetz vom 6. August 1996 (ABl. S. 902, 1158) außer 
Kraft .
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Anlage 1

Muster für einen Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung 
gemäß § 10g des Einkommensteuergesetzes (EStG)

Anlagen

1 . Pläne Bestand
2. Pläne mit Eintragung der Maßnahmen
3 . Vereinbarung
4 . Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Eigentümer/Eigentümerin 

Name, Vorname Wohnsitzfinanzamt:
Anschrift
Telefon

 Vertretung des Eigentümers oder der Eigentümerin (Vollmacht ist beigefügt)

1. Die Maßnahmen sind durchgeführt worden an

 einem Gebäude oder Gebäudeteil

 das ein Baudenkmal ist

 das Teil einer geschützten Gebäudegruppe oder Gesamtanlage ist

Adresse des Objekts, bei einem Gebäudeteil zusätzlich genaue Beschreibung

 einer gärtnerischen, baulichen oder sonstigen Anlage, die kein Gebäude oder Gebäudeteil ist und die nach den jeweiligen landes-
rechtlichen Vorschriften unter Schutz gestellt ist
 

Bezeichnung und Belegenheit der Anlage
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 Mobiliar, Kunstgegenständen, Kunstsammlungen, wissenschaftlichen Sammlungen, Bibliotheken und Archiven

 die in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturguts oder ein Verzeichnis national wertvoller Archive eingetragen sind oder

 die sich seit mindestens 20 Jahren im Familienbesitz befinden und deren Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt.

Bezeichnung des Gegenstandes (zum Beispiel des Möbelstücks, Bildes, Buches usw.), an dem die Maßnahmen durchgeführt 
worden sind

2 . Das unter 1 . bezeichnete Kulturgut

 wird der wissenschaftlichen Forschung oder der Öffentlichkeit wie folgt zugänglich gemacht:

 wird nicht zugänglich gemacht, weil folgende zwingende Gründe dem entgegenstehen:

Schriftliche Erklärung des Eigentümers beziehungsweise der Eigentümerin gemäß Tz. 2.2 der Bescheinigungsrichtlinien vom …

3. Bezeichnung der Maßnahmen:   _______________________________________________________________________________

4. Die oben bezeichneten Maßnahmen sind mit der Bescheinigungsbehörde am ... abgestimmt worden.

5 . Aufstellung der Kosten

Bei Bedarf weitere Blätter beifügen .

Lfd .
Nr .

Rechnungs-
datum

Kurzbezeichnung
der Leistung

Abschluss der
Maßnahme

Rechnungs-
betrag

Zahlungs-
betrag

Zahlungs-
datum

Vermerk der
Gemeinde

  

Übertrag
Gesamt

 Antragsteller beziehungsweise Antragstellerin ist vorsteuerabzugsberechtigt . 
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6 . Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

Falls Zuschüsse von einer für Denkmalpflege oder Archivwesen zuständigen Behörde gewährt worden sind, bitte hier auflisten.

Zuschussgeberin Maßnahme Datum der Bewilligung Betrag … € Datum der Auszahlung

Gesamt

Summe der Kosten (Nummer 5)
abzüglich Summe der Zuschüsse (Nummer 6) 
Insgesamt

Ort, Datum Unterschrift
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Anlage 2

Muster für die Ausstellung einer Bescheinigung 
gemäß § 10g des Einkommensteuergesetzes (EStG) 

Anlagen

Pläne zur Rückgabe
Rechnungsaufstellung
Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Sehr geehrte

(Die Bescheinigungsbehörde) bestätigt, dass 

 das Gebäude oder Gebäudeteil

Adresse des Objekts, bei einem Gebäudeteil zusätzlich genaue Beschreibung

 ein Baudenkmal nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) ist . Das Objekt erfüllt 
die Bedingungen gemäß Tz. 1.1.2 der Bescheinigungsrichtlinien seit dem … (Es wurde in die Denkmalliste [§ 3 BbgDSchG] 
aufgenommen .)

 Teil der denkmalgeschützten Gebäudegruppe/des Denkmalbereichs nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 BbgDSchG ist . (Die Gebäu-
degruppe/der Denkmalbereich wurde am … durch Satzung unter Schutz gestellt [§ 4 BbgDSchG].)

 die gärtnerische, bauliche oder sonstige Anlage

 seit dem  . . . nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes unter Schutz gestellt ist .

 das Mobiliar, die Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken oder Archive

Bezeichnung des Gegenstandes (zum Beispiel des Möbelstücks, Bildes, Buches usw.), an dem die Maßnahmen durchgeführt 
worden sind

 in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturguts oder ein Verzeichnis national wertvoller Archive eingetragen sind (oder)

 sich seit mindestens 20 Jahren im Familienbesitz befinden und deren Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt.
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Das bezeichnete Kulturgut

 wird der wissenschaftlichen Forschung oder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht . Die schriftliche Erklärung des Eigentümers 
beziehungsweise der Eigentümerin vom  . . . (vgl . Tz . 2 .2 der Bescheinigungsrichtlinien) liegt <der Bescheinigungsbehörde> vor . 

 wird nicht zugänglich gemacht, weil folgende zwingende Gründe dem entgegenstehen:

Die hieran in der Zeit vom ... bis ... durchgeführten Arbeiten (konkrete Bezeichnung/Beschreibung der Maßnahme), die zu Aufwendun-
gen von ... € einschließlich   /ohne Umsatzsteuer     geführt haben, waren im Sinne des § 10g EStG nach Art und Umfang zur 
Erhaltung

 des Gebäudes/Gebäudeteils als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich,
 des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes der Gebäudegruppe/Gesamtanlage erforderlich,
 des Kulturguts nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen der Denkmalpflege/des Archivwesens erforderlich.

Die anerkannten Aufwendungen sind in dem anliegenden Verzeichnis der einzelnen Rechnungen, das Bestandteil dieser Bescheinigung 
ist, gekennzeichnet . Die Kosten sind durch die Originalrechnungen nachgewiesen worden .

Die Arbeiten sind vor Beginn und bei Planungsänderung vor Beginn der geänderten Vorhaben am  . . . mit (der Bescheinigungsbehörde) 
abgestimmt .

 Zu den bescheinigten Aufwendungen gehört auch die Grunderwerbsteuer . Begünstigt ist nur der Anteil, der nach den Feststellungen 
der Finanzbehörden zu den Aufwendungen im Sinne des § 10g Absatz 1 Satz 1 EStG gehört .

 Zusätzlich gehört zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen die Grunderwerbsteuer . Davon ist jedoch nur der Anteil begüns-
tigt, der nach den Feststellungen der Finanzbehörden zu den Aufwendungen im Sinne des § 10g Absatz 1 Satz 1 EStG gehört .

Für die Maßnahmen ________________________ (konkrete Baumaßnahme/Beschreibung der Maßnahme) wurden von einer der für 
Denkmal- oder Archivpflege zuständigen Behörden

 Zuschüsse von insgesamt € _______________ gewährt, davon wurden 

bewilligt € _______________ am __________, ausgezahlt € _______________ am __________

bewilligt € _______________ am __________, ausgezahlt € _______________ am __________

 keine Zuschüsse gewährt .

Werden Zuschüsse von einer für Denkmalpflege oder Archivwesen zuständigen Behörde nach Ausstellung der Bescheinigung bewil-
ligt, wird diese entsprechend geändert und der Finanzbehörde Mitteilung hiervon gemacht . Im Übrigen bleibt der Empfänger bezie-
hungsweise die Empfängerin verpflichtet, für die Maßnahme vereinnahmte oder bewilligte Zuschüsse aus öffentlicher Kasse in seiner 
Steuererklärung der Finanzbehörde anzugeben, da sie zu einer Minderung der berücksichtigungsfähigen Aufwendungen führen .

Diese Bescheinigung dient zur Vorlage bei der Finanzbehörde und ist gebührenpflichtig.

Rechnung und Überweisungsformular liegen bei .

Die Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung . Die Finanzbehörde prüft wei-
tere steuerrechtliche Voraussetzungen .

- Rechtsbehelfsbelehrung - 

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag
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Bescheinigungsrichtlinien 
zur Anwendung der §§ 7i, 10f und 11b 

des Einkommensteuergesetzes nach § 22 Absatz 2 
des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes

Gemeinsamer Runderlass 
des Ministeriums für Wissenschaft, 

Forschung und Kultur 
und des Ministeriums der Finanzen

Vom 22 . Oktober 2017

Zur Erteilung von Bescheinigungen zur Anwendung der §§ 7i, 
10f und 11b des Einkommensteuergesetzes (EStG) wird mit 
Zustimmung des Ministeriums der Finanzen bekannt gegeben:

Inhalt

1 Beantragung einer Bescheinigung

2 Voraussetzungen einer Bescheinigung nach §§ 7i, 10f, 
11b EStG

2 .1 Denkmaleigenschaft
2 .2 Erforderlichkeit der Aufwendungen
2.2.1 Merkmal „zur Erhaltung des Baudenkmals erforderlich“
2.2.2 Merkmal „zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich“
2.2.3 Merkmal „Erforderlichkeit“ und wirtschaftliche Nutzung
2 .3 Vorherige Abstimmung
2 .3 .1 Fehlende vorherige Abstimmung
2 .3 .2 Abstimmungsverfahren
2 .3 .3 Schriftliche Zusicherung nach § 38 VwVfG

3 Bescheinigungsfähigkeit einzelner Aufwendungen
3 .1 Zuständigkeit für die steuerrechtliche Abgrenzung
3 .2 Tatsächlich angefallene Aufwendungen
3 .3 Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschlä-

ge, Grunderwerbsteuer und weitere Anschaffungsneben-
kosten

3 .4 Sinnvolle Umnutzung
3 .5 Wiederherstellung
3 .6 Wiederaufbau und völlige Neuerrichtung
3 .7 Denkmalrest
3 .8 Neue Gebäudeteile
3 .9 Neue Stellplätze und Garagen
3 .10 Nicht übliche Anlagen, Einrichtungen und bewegliche 

Einrichtungsgegenstände
3.11 Historische Ausstattung, Außenanlagen sowie Erschlie-

ßungskosten
3 .12 Translozierung
3 .13 Fotovoltaikanlagen 

4 Gebäude, das allein kein Baudenkmal, aber Teil eines 
Denkmalbereichs/einer geschützten Gesamtanlage ist  
(§ 7i Absatz 1 Satz 4, § 11b Absatz 1 Satz 2 EStG)

5 Erstellung der Bescheinigung
5 .1 Anerkannte Aufwendungen
5 .2 Inhalt der Bescheinigung
5 .3 Zuschüsse

6 Bindungswirkung der Bescheinigung
6 .1 Prüfungsumfang der Bescheinigungsbehörde
6 .2 Prüfungsumfang der Finanzbehörden

7 Nachweis der entstandenen Aufwendungen
7 .1 Rechnungsbelege und Gebühren
7 .2 Nachweis bei Durchführung durch ein Bauträgerunterneh-

men, eine Baubetreuung oder ein Generalunternehmen

8 Gebührenpflicht

9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung für Herstel-
lungs- und Anschaffungskosten bei Baudenkmalen nach § 7i 
und § 10f Absatz 1 EStG sowie die Regelung über den Abzug 
von Erhaltungsaufwand bei Baudenkmalen nach § 10f Absatz 2 
und § 11b EStG setzen voraus, dass die Steuerpflichtigen durch 
eine Bescheinigung der Unteren Denkmalschutzbehörde (Be-
scheinigungsbehörde) nachweisen, dass die vorgenommenen 
Maßnahmen nach Art und Umfang zur Erhaltung des Gebäudes 
als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich 
und nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren Denkmal-
schutzbehörde durchgeführt worden sind .

1  Beantragung einer Bescheinigung

Die Bescheinigung ist objektbezogen zu beantragen . Für Gebäu-
deteile, die selbstständige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind, 
sowie für Eigentumswohnungen und im Teileigentum stehende 
Räume sind grundsätzlich jeweils eigenständige Bescheinigun-
gen auszustellen . 

In Fällen von Bauträger- oder Erwerbermodellen und Wohn- 
und Teileigentumsgemeinschaften kann stattdessen auch eine 
Gesamtbescheinigung inklusive der Aufteilung auf die einzel-
nen Teilobjekte ausgestellt werden, soweit die Antragstellenden 
wirksam von den jeweiligen Erwerbenden oder Eigentümern 
und Eigentümerinnen bevollmächtigt wurden . Ist eine Gesamt-
bescheinigung erteilt worden, dürfen für diese Erwerbenden 
keine Einzelbescheinigungen mehr erteilt werden .

Zur erforderlichen objektbezogenen Aufteilung der begünstig-
ten Aufwendungen vgl . Tz . 5 .2 . 

Die Bescheinigung muss schriftlich von den Eigentümern oder 
Eigentümerinnen beziehungsweise einem oder einer wirksam 
Bevollmächtigten beantragt werden (Anlage 1) . An eine Vertre-
tung ist eine Bescheinigung nur zu erteilen, wenn eine wirk-
same Vertretungsbefugnis vorliegt .

2 Voraussetzungen einer Bescheinigung nach §§ 7i, 10f, 
11b EStG

Die Bescheinigung darf nur erteilt werden, wenn folgende Vo-
raussetzungen vorliegen:
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2 .1 Denkmaleigenschaft

Das Gebäude oder der Gebäudeteil muss vor Beginn der Bau-
arbeiten gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Brandenburgischen 
Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) als Einzeldenkmal (Bau-
denkmal) oder gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 2 BbgDSchG als 
Teil eines Denkmalbereichs geschützt sein .

Entfällt die öffentlich-rechtliche Bindung durch die Denkmal-
schutzvorschriften für das Baudenkmal oder den Teil eines 
Denkmalbereichs innerhalb des zwölfjährigen Begünstigungs-
zeitraums der §§ 7i und 10f EStG, entfällt die steuerliche Begüns-
tigung ab dem Jahr, das dem Wegfall der Denkmaleigenschaft 
folgt .

Der Wegfall der Denkmaleigenschaft ist der zuständigen Finanz-
behörde von der Unteren Denkmalschutzbehörde mitzuteilen .

2 .2  Erforderlichkeit der Aufwendungen

Die Aufwendungen müssen nach Art und Umfang dazu erfor-
derlich sein, das Gebäude oder den Gebäudeteil als Baudenk-
mal zu erhalten oder sinnvoll zu nutzen . Für bestehende Gebäu-
de innerhalb eines Denkmalbereichs, die keinen eigenen 
Denkmalwert haben, müssen die Aufwendungen nach Art und 
Umfang zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erschei-
nungsbildes des Denkmalbereichs erforderlich sein . Gebäude 
in der engeren Umgebung eines Baudenkmals, jedoch außer-
halb eines denkmalgeschützten Bereichs, erfüllen diese Voraus-
setzungen nicht .

2.2.1 Merkmal „zur Erhaltung des Baudenkmals erforderlich“

Das Merkmal „zur Erhaltung des Baudenkmals erforderlich“ 
bedeutet, dass es sich um Aufwendungen für die Substanz des 
Baudenkmals handeln muss, die nach Art und Umfang erfor-
derlich sind, um die Merkmale zu erhalten, die die Eigenschaft 
des Gebäudes als Baudenkmal begründen . Ist diese Vorausset-
zung erfüllt, muss nicht geprüft werden, ob die Aufwendungen 
zur sinnvollen Nutzung des Baudenkmals erforderlich waren .

Wegen des Tatbestandsmerkmals der „Erforderlichkeit“ ist ein 
strenger Maßstab an die Aufwendungen zu legen. Es reicht 
nicht aus, dass die Aufwendungen aus denkmalpflegerischer 
Sicht angemessen oder vertretbar sind, sie müssen unter denk-
malpflegerischen Gesichtspunkten notwendig sein. Die Tatsache, 
dass eine denkmalrechtliche Erlaubnis erteilt wurde, weil die 
Voraussetzungen hierfür vorlagen, entbindet nicht von der Prü-
fung, ob die Aufwendungen erforderlich sind . Die Erforder-
lichkeit der Baumaßnahmen muss sich aus dem Zustand des 
Baudenkmals vor Beginn der Baumaßnahmen und dem denk-
malpflegerisch sinnvoll erstrebenswerten Zustand ergeben. Auf-
wendungen, die nicht der Eigenart des Baudenkmals entsprechen, 
sind danach nicht bescheinigungsfähig . Dies gilt zum Beispiel 
für Aufwendungen für Anlagen und Einrichtungen, deren Vor-
handensein in Gebäuden mit gleicher Nutzungsart nicht üblich 
sind, zum Beispiel Whirlpool, Sauna, Schwimmbad .

Die Prüfung der Erforderlichkeit schließt jedoch keine Ange-
bots- und Preiskontrolle ein .

2.2.2 Merkmal „zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich“

Das Merkmal „zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich“  
erweitert den Umfang der bescheinigungsfähigen Kosten . Das 
Merkmal ist erfüllt, wenn die Aufwendungen die Denkmal- 
eigenschaft nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigen und  
erforderlich sind, um eine unter denkmalschutzrechtlichen  
Gesichtspunkten sinnvolle Nutzung des Baudenkmals zu erhal-
ten, wieder herzustellen oder zu ermöglichen, und geeignet  
erscheinen, die Erhaltung des Baudenkmals auf Dauer sicher-
zustellen. Zur sinnvollen Nutzung gehören deshalb Maßnah-
men zur Anpassung eines Baudenkmals an zeitgemäße Nut-
zungsverhältnisse . Dazu können im Einzelfall je nach Art der 
Nutzung Aufwendungen für eine Heizungsanlage, Toiletten, 
Badezimmer, Herd und Spüle, Aufzugsanlage, sofern eine sol-
che erforderlich ist, zählen .

2.2.3 Merkmal „Erforderlichkeit“ und wirtschaftliche Nutzung

Zum Merkmal der „Erforderlichkeit“ gelten die Ausführungen 
unter Tz . 2 .2 .1 entsprechend .

Zur sinnvollen Nutzung erforderlich sind auch Aufwendungen, 
die dazu dienen, eine unter denkmalpflegerischen Gesichts-
punkten angemessene wirtschaftliche Nutzung des Baudenk-
mals zu ermöglichen, nicht jedoch Aufwendungen, die dazu 
dienen, die wirtschaftliche Nutzung des Baudenkmals zu opti-
mieren . 

Aufwendungen, die ausschließlich auf Wirtschaftlichkeitsüber-
legungen des Eigentümers oder der Eigentümerin beruhen, 
können nicht in die Bescheinigung aufgenommen werden . 
Hierzu gehört beispielsweise in der Regel der Ausbau des 
Dachgeschosses zusätzlich zur vorhandenen Nutzung . Stehen 
nur Teile eines Gebäudes unter Denkmalschutz und sind diese 
Gebäudeteile selbstständig nicht nutzungsfähig (zum Beispiel 
Fassade, Dachreiter), können auch unter dem Gesichtspunkt 
der sinnvollen Nutzung Aufwendungen, die nicht unmittelbar 
diese Gebäudeteile betreffen, nicht in die Bescheinigung ein-
bezogen werden . 

Die laufende Unterhaltung eines Baudenkmals ist keine Bau-
maßnahme.

Laufende (etwa jährlich) wiederkehrende Unterhaltungskosten 
wie Wartungskosten für Heizungsanlagen oder Reinigungskos-
ten für Teppichböden und Ähnliches sind nicht bescheinigungs-
fähig. Besondere denkmalbedingte Pflege- und Unterhaltungs-
kosten wie die restauratorische Wartung oder Reinigung von 
Skulpturen oder einer Innendekoration beziehungsweise Reno-
vierung einer Stuckdecke sind bescheinigungsfähig .

2 .3 Vorherige Abstimmung

Die Baumaßnahmen müssen vor Beginn ihrer Ausführungen 
mit der Unteren Denkmalschutzbehörde abgestimmt worden 
sein. Die Abstimmung (das heißt die Zustimmung) kann inner-
halb eines denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahrens oder eines 
Baugenehmigungsverfahrens erfolgen . 
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2 .3 .1 Fehlende vorherige Abstimmung

Ist eine vorherige Abstimmung unterblieben, liegen die Voraus-
setzungen für die Erteilung der Bescheinigung nicht vor . Die 
fehlende vorherige Abstimmung kann nicht nachträglich ersetzt 
werden, auch nicht durch die nachträgliche Erteilung einer 
Baugenehmigung oder einer denkmalrechtlichen Erlaubnis .

Wird erst im Verlauf der Baumaßnahmen erkennbar, dass ein 
Baudenkmal vorliegt, können die Aufwendungen bescheinigt 
werden, die ab dem Zeitpunkt entstehen, ab dem die Untere 
Denkmalschutzbehörde bestätigt hat, dass das Baudenkmal den 
öffentlich-rechtlichen Bindungen des Denkmalschutzgesetzes 
unterliegt, und die Baumaßnahmen betreffen, die vor ihrem  
Beginn mit der Bescheinigungsbehörde abgestimmt worden 
sind .

Werden in diesem Zusammenhang auch Baumaßnahmen durch-
geführt, die nicht den mit der Unteren Denkmalschutzbehörde 
nach Maßgabe der denkmalpflegerischen Zielsetzungen bezie-
hungsweise des Denkmalpflegeplans erfolgten Abstimmungen 
entsprechen, sind diese (insoweit) nicht bescheinigungsfähig . 
Sollten derartige Baumaßnahmen die denkmalpflegerischen 
Zielsetzungen beziehungsweise den Denkmalpflegeplan im Er-
gebnis konterkarieren (so dass zum Beispiel die Denkmaleigen-
schaft als solche verloren geht), können sie im Einzelfall dazu 
führen, dass selbst die Durchführung der im Vorfeld nach Maß-
gabe der denkmalpflegerischen Zielsetzungen beziehungsweise 
des Denkmalpflegeplans durchgeführten Baumaßnahmen nicht 
mehr bescheinigungsfähig sind .

2 .3 .2 Abstimmungsverfahren

Die Abstimmung zwischen den Beteiligten ist mit allen erheb-
lichen Daten schriftlich festzuhalten .

Um die ordnungsgemäße Durchführung der Baumaßnahmen ent-
sprechend der Abstimmung und die Abwicklung des Bescheini-
gungsverfahrens zu erleichtern, empfiehlt es sich, bei der 
schriftlichen Abstimmung die vorgelegten Unterlagen in Bezug 
zu nehmen, darauf hinzuweisen, dass nur die abgestimmten 
Baumaßnahmen durchgeführt werden dürfen und dass jede  
Änderung einer erneuten vorherigen Abstimmung bedarf, sowie 
zu bestimmen, dass bei der Endabrechnung der Maßnahme die 
zu bescheinigenden Kosten nach Gewerken aufzulisten und die 
Belege einschließlich der detaillierten, nachvollziehbaren und 
prüffähigen Originalrechnungen der Handwerksbetriebe vorzu-
legen sind .

Es ist empfehlenswert, den Bauherrn oder die Bauherrin schrift-
lich darauf hinzuweisen, dass bei erheblichen Abweichungen 
der durchgeführten Baumaßnahmen von dem Ergebnis der  
Abstimmung keine Bescheinigung gemäß § 7i EStG erteilt wird.

2 .3 .3 Schriftliche Zusicherung nach § 38 VwVfG

Um dem Bauherrn oder der Bauherrin frühzeitig Klarheit über 
den Inhalt der zu erwartenden Bescheinigung zu geben, kommt 
die schriftliche Zusicherung nach § 38 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwVfG) in Betracht . Der Bauherr oder die Bau-
herrin hat die Tatbestände, für die er oder sie die Bescheinigung 

begehrt, genau anzugeben, beispielsweise nach Gewerken oder 
Bauteilen . 

Unter Hinweis auf § 38 VwVfG sollte der Bauherr oder die 
Bauherrin verpflichtet werden, bei unvorhergesehenen Bau- 
abläufen unverzüglich die Bescheinigungsbehörde zu benach-
richtigen . 

Die schriftliche Zusicherung hat den Hinweis an den Bauherrn 
oder die Bauherrin zu enthalten, dass allein die zuständige  
Finanzbehörde prüft, ob steuerlich begünstigte Anschaffungs-, 
Herstellungs- oder Erhaltungskosten im Sinne der §§ 7i, 10f 
und 11b EStG oder hiernach nicht begünstigte andere Kosten 
vorliegen . Eine verbindliche Auskunft über die zu erwartende 
Bemessungsgrundlage für die Steuervergünstigung kann nur 
die zuständige Finanzbehörde bei Vorliegen einer schriftlichen 
Zusicherung der Unteren Denkmalschutzbehörde über den zu 
erwartenden Inhalt der Bescheinigung unter den allgemeinen 
Voraussetzungen für die Erteilung einer verbindlichen Aus-
kunft durch die Finanzämter geben .

Die Zusicherung ist keine Bescheinigung im Sinne des § 7i  
Absatz 2 EStG . Sie ist nicht zur Vorlage geeignet, um die erhöh-
ten Absetzungen in Anspruch zu nehmen .

3 Bescheinigungsfähigkeit einzelner Aufwendungen

3 .1 Zuständigkeit für die steuerrechtliche Abgrenzung

Die steuerrechtliche Abgrenzung nach Herstellungskosten,  
Anschaffungskosten und Erhaltungsaufwand sowie nach  
begünstigten und nicht begünstigten Anschaffungskosten unter 
dem zeitlichen Gesichtspunkt des Abschlusses eines obligatori-
schen Erwerbsvertrags oder eines gleichstehenden Rechtsakts 
im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG sowie die Zurechnung 
dieser Aufwendungen (vgl . Tz . 3 .3 und 3 .9) nimmt die Finanz-
behörde vor .

3 .2 Tatsächlich angefallene Aufwendungen

Nur tatsächlich angefallene Aufwendungen sind bescheinigungs-
fähig . Dazu gehört nicht die eigene Arbeitsleistung des Denk-
maleigentümers beziehungsweise der Denkmaleigentümerin 
oder die Arbeitsleistung unentgeltlich Beschäftigter, weil erspar-
te Kosten steuerrechtlich nicht berücksichtigt werden können . 
Ebenfalls nicht bescheinigungsfähig ist der Wertverlust durch 
Entfernen von Altbausubstanz . Nicht entscheidend ist, ob die 
Aufwendungen nach DIN-Normen zu den Baukosten gehören . 
Die Kosten für Architektenleistungen sind bescheinigungs- 
fähig, soweit sie einer begünstigten Maßnahme zuzurechnen 
sind . Skonti, anteilige Beiträge zur Bauwesenversicherung oder 
sonstige Abzüge mindern die zu berücksichtigenden Kosten .

3 .3 Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschlä-
ge, Grunderwerbsteuer und weitere Anschaffungsneben-
kosten

Zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehören grund-
sätzlich auch die Gemeinkosten . In Bauträgerfällen gehören zu 
den bescheinigungsfähigen Aufwendungen auch die sogenann-
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ten Funktionsträgergebühren (zum Beispiel Treuhandgebühren, 
Baubetreuungskosten; vgl . im Einzelnen Schreiben des Bun-
desministeriums der Finanzen vom 20 . Oktober 2003, BStBl I 
S . 546) sowie der Gewinnaufschlag des Bauträgerunterneh-
mens. Außerdem gehören die Grunderwerbsteuer sowie weitere 
Anschaffungsnebenkosten zu den bescheinigungsfähigen Auf-
wendungen . Die Entscheidung, ob diese Aufwendungen zum 
Beispiel den Herstellungs- oder Anschaffungskosten oder den 
sofort abziehbaren Werbungskosten zuzurechnen sind, obliegt 
den Finanzbehörden . In diesen Fällen ist folgender Zusatz in die 
Bescheinigung aufzunehmen:

„Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören Gemeinkosten, 
Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschläge des Bauträger-
unternehmens, die Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaf-
fungsnebenkosten . Begünstigt ist nur der Anteil, der nach den 
Feststellungen der Finanzbehörden zu den Anschaffungskosten 
im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG oder den Herstellungs-
kosten gehört, die auf die begünstigten Baumaßnahmen entfal-
len.“

Werden Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnauf-
schläge des Bauträgerunternehmens, die Grunderwerbsteuer 
oder weitere Anschaffungsnebenkosten nicht bescheinigt, ist 
folgender Zusatz in die Bescheinigung aufzunehmen:

„Zusätzlich gehören zu den begünstigten Aufwendungen  
Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschläge 
des Bauträgerunternehmens, die Grunderwerbsteuer sowie wei-
tere Anschaffungsnebenkosten . Davon ist jedoch nur der Anteil 
begünstigt, der nach den Feststellungen der Finanzbehörde zu 
den Anschaffungskosten im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 
EStG oder den Herstellungskosten gehört, die auf die begüns-
tigten Baumaßnahmen entfallen.“

Zur hieraus folgenden Prüfverpflichtung der Finanzbehörde 
siehe Tz . 6 .2 .

3 .4 Sinnvolle Umnutzung

Aufwendungen für die sinnvolle Umnutzung eines Gebäudes, 
dessen ursprünglicher oder früherer Verwendungszweck nicht 
mehr zeitgemäß oder nicht mehr realisierbar ist (zum Beispiel 
infolge des Strukturwandels in Gewerbe, Landwirtschaft oder 
Industrie), sind ausnahmsweise bescheinigungsfähig, wenn die 
historische Substanz und die denkmalbegründenden Eigen-
schaften erhalten werden, die Aufwendungen für die Umnut-
zung erforderlich (vgl . Tz . 2 .2 .3) und die Umnutzung unter 
denkmalpflegerischen Gesichtspunkten angemessen ist.

Das setzt voraus, dass

- die Umnutzungsplanung im Detail denkmalfachlich abge-
stimmt wurde,

- die vorhandene statische Konstruktion erhalten bleibt, zum 
Beispiel das tragende Mauerwerk, die Ständer und die Bal-
kenlagen,

- die nutzungsbedingten Einbauten leicht reversibel ausge-
führt werden, um eine spätere Rückführung auf den origi-

nalen Zustand zu ermöglichen; in der Regel liegt dies nicht 
vor zum Beispiel beim Ersatz einer Holzdecke durch eine 
Betondecke, die beim Einbau und beim Entfernen erheb-
liche Eingriffe in die Denkmalsubstanz erfordert und auch 
eine Änderung der Statik bewirkt, wenn der Ersatz nicht 
aus statischen Gründen erforderlich ist,

- die nutzungsbedingten Eingriffe in das Baudenkmal, zum 
Beispiel Fensteröffnungen, Türöffnungen, unter Ausnut-
zung von baurechtlichen Ausnahmen und Befreiungen auf 
das unbedingt notwendige Maß beschränkt werden,

- die neue Nutzung sinnvoll ist, das heißt die Ausnutzung des 
Baukörpers, der Räume und Flächen sich der Denkmal- 
eigenschaft des Gebäudes unterordnet und die Denkmal-
eigenschaft nicht wesentlich berührt wird .

Führen solche Aufwendungen zu einem Neubau im bautechni-
schen Sinne, ist dies unschädlich . Ein Neubau im bautechni-
schen Sinne liegt vor, wenn die eingefügten Neubauteile dem 
Gesamtgebäude das Gepräge geben . Das ist dann der Fall, 
wenn die tragenden Gebäudeteile (zum Beispiel Fundamente, 
tragende Außen- und Innenwände, Geschossdecken und die 
Dachkonstruktion) in überwiegendem Umfang ersetzt werden .

Aufwendungen für die sinnvolle Umnutzung können nur  
bescheinigt werden, wenn dies entsprechend begründet wird 
(siehe Tz . 5 .2) .

3 .5 Wiederherstellung

Aufwendungen für die Wiederherstellung eines beschädigten 
Gebäudes unter Verwendung von verbliebenen Gebäudeteilen 
sind grundsätzlich bescheinigungsfähig, wenn die maßgeb- 
lichen denkmalbegründenden Merkmale des Gebäudes, zum 
Beispiel die Außenmauern, weitgehend erhalten sind und blei-
ben, also die Denkmaleigenschaft nicht in Frage gestellt wird .

Ist nur ein Teil eines Gebäudes ein unter Schutz stehendes Bau-
denkmal (zum Beispiel Fassaden, Decken, Dachreiter, Keller-
gewölbe), sind nur die Aufwendungen für Baumaßnahmen  
bescheinigungsfähig, die zur Erhaltung dieses Bauteils als Bau-
denkmal erforderlich sind . Sind diese Bauteile allein nicht wirt-
schaftlich nutzbar, kann der Umfang der bescheinigungsfähi-
gen Aufwendungen auch nicht unter dem Gesichtspunkt der 
sinnvollen Nutzung ausgeweitet werden .

Ist zum Beispiel nur die Fassade als Teil einer baulichen Anlage 
ein Baudenkmal, sind deshalb die Aufwendungen für den  
Abbruch und die Wiedererrichtung des hinter der Fassade lie-
genden Gebäudes nicht begünstigt . Bescheinigungsfähig sind 
die Aufwendungen für die Instandsetzung der Fassade sowie 
für die erschwerte Baustelleneinrichtung, die erschwerten 
Bauabläufe oder besondere bautechnische Vorkehrungen .

3 .6 Wiederaufbau und völlige Neuerrichtung

Die Aufwendungen für den Wiederaufbau eines verloren ge-
gangenen oder beseitigten Baudenkmals sowie eine völlige 
Neuerrichtung eines Denkmals sind nicht bescheinigungs- 
fähig .
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3 .7 Denkmalrest

Wird ein Baudenkmal entkernt und dabei schützenswerte Sub-
stanz im Inneren des Gebäudes entfernt und durch neue Einbau-
ten ersetzt und ist der verbleibende Gebäuderest weiterhin ein 
Baudenkmal, können nur die Aufwendungen bescheinigt wer-
den, die zur Erhaltung dieses Restes, zum Beispiel der Außen-
mauern, erforderlich waren . Die Aufwendungen für die Entker-
nung - Zerstörung der Denkmalsubstanz - und die neuen 
Inneneinbauten können regelmäßig nicht bescheinigt werden. 
Eine Ausnahme gilt bei Aufwendungen für die Inneneinbauten, 
die zur Erhaltung der Außenmauern (Denkmalrest mit Bau-
denkmalqualität) wesentlich waren, zum Beispiel auf statische 
Erfordernisse zurückgehende Decken und Wände .

3 .8 Neue Gebäudeteile

Aufwendungen für neue Gebäudeteile zur Erweiterung der 
Nutzfläche, zum Beispiel Anbauten oder Erweiterungen, kön-
nen nicht bescheinigt werden . Hierunter fallen zum Beispiel 
neu errichtete Balkone, Terrassen und Wintergärten .

Ausnahmen sind nur denkbar, wenn die Aufwendungen zur 
sinnvollen Nutzung unerlässlich sind . Entsprechendes gilt für 
Ausbauten, zum Beispiel des Dachgeschosses zur Erweiterung 
der Nutzfläche. 

Für die Anforderungen an den Nachweis für Ausnahmen wird 
auf den gemeinsamen Runderlass des Ministeriums für Wissen-
schaft, Forschung und Kultur und des Ministeriums der Finan-
zen zur Auslegung der Bescheinigungsrichtlinien zu den §§ 7i, 
10f und 11b des Einkommensteuergesetzes vom 7 . September 
2012 (ABl . S . 1359) verwiesen . 

3 .9 Neue Stellplätze und Garagen

Aufwendungen für die Errichtung neuer Stellplätze und Gara-
gen im Zusammenhang mit baulichen Maßnahmen an einem 
Baudenkmal sind nicht bescheinigungsfähig, es sei denn, die 
Errichtung eines Stellplatzes oder einer Garage ist aus denk-
malpflegerischen Gründen innerhalb des Baudenkmals nicht 
angemessen und aus baurechtlichen Gründen für die beabsich-
tigte sinnvolle Nutzung unerlässlich und zur Erhaltung oder 
sinnvollen Nutzung des Baudenkmals erforderlich . Auch in 
diesen Fällen kommt eine Vergünstigung für solche Aufwen-
dungen nur in Betracht, wenn sie steuerrechtlich zu den An-
schaffungskosten im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG oder 
den Herstellungskosten des Baudenkmals gehören . Entsteht 
durch die Baumaßnahmen ein steuerrechtlich selbstständiges 
Wirtschaftsgut, zum Beispiel eine getrennt vom Baudenkmal 
errichtete Tiefgarage, sind die Aufwendungen nicht nach §§ 7i 
und 10f EStG begünstigt . Diese Prüfung der steuerrechtlichen 
Zuordnung der Aufwendungen obliegt den Finanzbehörden . 
Entsprechendes gilt für Zahlungen zur Ablösung einer Stell-
platzverpflichtung.

Werden Garagen oder Stellplätze in einem Baudenkmal einge-
richtet, zum Beispiel in einer ehemaligen Remise, sind die Auf-
wendungen bescheinigungsfähig, wenn sie zur Erhaltung oder 
sinnvollen Nutzung des Baudenkmals unerlässlich sind .

3 .10 Nicht übliche Anlagen, Einrichtungen und bewegliche 
Einrichtungsgegenstände

Kosten für Anlagen und Einrichtungen, die in Gebäuden mit 
gleicher Nutzungsart nicht üblich sind, können nur bescheinigt 
werden, wenn die Anlagen und Einrichtungen zu den denkmal-
begründenden Merkmalen zählen . Dazu gehören nicht 
Schwimmbecken innerhalb und außerhalb des Gebäudes, Sau-
na, Bar, Kegelbahn, Alarmanlagen sowie offener Kamin oder 
Kachelofen, wenn bereits eine Heizungsanlage vorhanden ist . 
Nicht bescheinigungsfähig sind in der Regel Aufwendungen für 
bewegliche Einrichtungsgegenstände, zum Beispiel Ausstel-
lungsvitrinen und Ähnliches, Lautsprecher und Rundfunkanla-
gen (zum Beispiel für Cafés, Gaststätten usw .), Möbel, Regale, 
Lampen, Lichtleisten, Spiegel, Gardinenleisten, Teppiche und 
Teppichböden - sofern sie nicht auf den Rohfußboden verlegt 
oder aufgeklebt sind -, Waschmaschinen, auch wenn sie mit 
Schrauben an einem Zementsockel befestigt sind, und Einbau-
möbel .

3.11 Historische Ausstattung, Außenanlagen sowie Erschlie-
ßungskosten

Aufwendungen für Zierstücke, Wappen, Stuckierungen, Balus-
traden, Freitreppen, Befestigungen, Mauern usw . sind beschei-
nigungsfähig, sofern sie zum historischen Bestand des Gebäu-
des gehören .

Nicht begünstigt sind jedoch Aufwendungen für Außenanlagen, 
wie zum Beispiel Hofbefestigungen, Rasenanlagen, Blumen, 
Ziersträucher und Bäume, auch wenn diesen Außenanlagen 
Baudenkmalqualität zukommt . Etwas anderes kommt nur in 
Betracht, wenn die Aufwendungen für die Anlagen zu den Her-
stellungs- oder Anschaffungskosten oder zum Erhaltungsauf-
wand des Gebäudes gehören . Diese Prüfung obliegt den Finanz-
behörden . § 10g EStG bleibt unberührt .

Erschließungskosten, wie zum Beispiel Aufwendungen für den 
Anschluss des Gebäudes an das Stromversorgungsnetz, das 
Gasnetz, die Wasser- und Warmwasserversorgung und die  
Abwasserleitungen sowie die Gebühren für die Herstellung des 
Kanalanschlusses, gehören zu den im Grundsatz begünstigten 
Herstellungskosten des Gebäudes. Andere Erschließungskos-
ten, wie zum Beispiel Straßenanliegerbeiträge im Sinne der  
§§ 127 bis 135 BauGB, Beiträge für Versorgungs- und Entsor-
gungsanlagen nach dem Kommunalabgabengesetz, Kanal- und 
Sielbaubeiträge, gehören zu den nicht begünstigten nachträg-
lichen Anschaffungskosten des Grund und Bodens .

3 .12 Translozierung

Die Aufwendungen für die Translozierung eines Baudenkmals 
können nur bescheinigt werden, wenn die Eigenschaft als Bau-
denkmal auch nach der Translozierung erhalten bleibt .

3 .13 Photovoltaikanlagen 

Die Kosten für die Installation von Photovoltaikanlagen sind 
nicht begünstigt .
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4 Gebäude, das allein kein Baudenkmal, aber Teil eines 
Denkmalbereichs/einer geschützten Gesamtanlage ist 
(§ 7i Absatz 1 Satz 4, § 11b Absatz 1 Satz 2 EStG)

Aufwendungen für bestehende Gebäude innerhalb eines Denk-
malbereichs, die keinen eigenen Denkmalwert haben, können 
nur bescheinigt werden, wenn bauliche Maßnahmen nach Art 
und Umfang zur Erhaltung des schützenswerten äußeren  
Erscheinungsbildes des Denkmalbereichs erforderlich sind . Ist 
nur der öffentliche Straßenraum als Erscheinungsbild geschützt, 
können Aufwendungen für Baumaßnahmen an der Rückseite 
oder innerhalb des Gebäudes, zum Beispiel der Einbau eines 
Bades, nicht bescheinigt werden, auch dann nicht, wenn sie  
einer sinnvollen Nutzung dienen. Aufwendungen für Baumaß-
nahmen an einem den Denkmalbereich störenden Gebäude sind 
dann bescheinigungsfähig, wenn dieses Gebäude denkmal-
schutzrechtlichen Auflagen unterliegt und solche Auflagen 
durch die Baumaßnahme erfüllt werden. Hinsichtlich der Neu-
bauten innerhalb des Denkmalbereichs gelten die Ausführun-
gen zu Tz. 3 sinngemäß.

5 Erstellung der Bescheinigung

5 .1 Anerkannte Aufwendungen

Nach Prüfung bescheinigt die Untere Denkmalschutzbehörde 
den Gesamtbetrag der Aufwendungen, die nach Art und  
Umfang zur Erhaltung des Gebäudes oder Gebäudeteils als 
Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich 
sind beziehungsweise die nach Art und Umfang zur Erhaltung 
des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes des Denk-
malbereichs erforderlich sind und die in Abstimmung mit der 
Unteren Denkmalschutzbehörde durchgeführt worden sind .

Die anerkannten Aufwendungen sind in dem vom Antragstel-
ler/von der Antragstellerin zu erstellenden Verzeichnis der 
Rechnungen zu kennzeichnen . 

5 .2 Inhalt der Bescheinigung

Die Bescheinigung ist objektbezogen . Sie muss die genaue  
Bezeichnung des Baudenkmals oder des Teils des Denkmal-
bereichs sowie den Namen und die Adresse des Gebäudeeigen-
tümers/der Gebäudeeigentümerin oder des Bauherrn/der Bau-
herrin und die auf ihn entfallenden Aufwendungen enthalten 
(vgl . Tz . 7 .1) . Bei einer Vertretung ist  die Wirksamkeit der 
Vertretungsbefugnis zu prüfen, bevor die Bescheinigung für die 
Vertretenen ausgestellt wird .

Bei Umnutzungen (vgl . Tz . 3 .4) und Nutzungserweiterungen 
(vgl . Tz . 3 .8) ist der rechtfertigende Ausnahmetatbestand zu  
erläutern .

Betreffen Baumaßnahmen mehrere Einzelobjekte, für die  
jeweils selbstständige Bescheinigungen auszustellen sind (bei-
spielsweise mehrere Eigentumswohnungen in einem Gesamt-
objekt) - vgl . Tz . 1 - oder für die eine Gesamtbescheinigung 
ausgestellt wird und die Aufteilung in einer Anlage beigefügt 
ist, ist die Zuordnung der Gesamtaufwendungen grundsätzlich 
nach den vorgelegten Aufteilungsschlüsseln vorzunehmen,  

sofern diese nach rein wirtschaftlichen Kriterien erfolgten .  
Andernfalls sind die Gesamtaufwendungen nach den folgenden 
Grundsätzen auf die Einzelobjekte aufzuteilen:

- Die das Gesamtgebäude (= Gemeinschaftseigentum, zum 
Beispiel tragende Elemente, Fassade, Dach, Treppenhaus) 
betreffenden Kosten sind den eigenständigen Gebäudetei-
len jeweils anteilig nach dem Verhältnis der Nutzflächen 
zuzuordnen .

- Aufwendungen, die nicht das Gesamtgebäude betreffen, 
sind ebenfalls im Nutzflächenverhältnis aufzuteilen, soweit 
die Ausstattung der einzelnen Gebäudeteile identisch ist 
(zum Beispiel vergleichbare Fliesen, Bodenbeläge, Sanitär-
installationen) . Weichen die Ausstattungsmerkmale (zum 
Beispiel aufgrund von Sonderwünschen der Eigentümer) 
voneinander ab oder betreffen Baumaßnahmen nur eine 
Wohnung (zum Beispiel im Falle eines Dachgeschossaus-
baus), ist eine direkte Zuordnung zum Einzelobjekt vorzu-
nehmen .

In Fällen, in denen das Bauträgerunternehmen die einzelnen 
Eigentumseinheiten zu unterschiedlichen Quadratmeterpreisen 
veräußert, kann eine abweichende Aufteilung in Betracht kom-
men . 

Gesamtaufwendungen sind die dem Bauträgerunternehmen in 
Rechnung gestellten und an den Erwerber weitergegebenen 
Kosten für Baumaßnahmen.

Bei mehrjährigen Baumaßnahmen ist Beginn und Ende der 
Baumaßnahmen in die Bescheinigung aufzunehmen.

Zu den bescheinigungsfähigen Aufwendungen gehört auch die 
in den Rechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer . Soweit die 
Umsatzsteuer als Vorsteuer abzugsfähig ist, kann die Beschei-
nigung auf Begehren der Antragstellenden auf die Nettorech-
nungsbeträge beschränkt werden . Schuldet der Bauherr oder 
die Bauherrin die Umsatzsteuer aus den von ihm oder ihr bezo-
genen Leistungen nach § 13b des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG), kann die von ihm oder ihr an die Finanzbehörde abge-
führte Umsatzsteuer in die Bescheinigung einbezogen werden . 
Voraussetzung ist, dass die Anmeldung und Zahlung der nach  
§ 13b UStG geschuldeten Umsatzsteuer nachgewiesen ist .

In die Bescheinigung ist folgender Hinweis aufzunehmen: 

„Diese Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung für die 
Inanspruchnahme der Steuervergünstigung . Die Finanzbehörde 
prüft weitere steuerrechtliche Voraussetzungen, insbesondere 
die Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben, als 
Werbungskosten oder wie Sonderausgaben und die Zugehörig-
keit der Aufwendungen zu den Anschaffungskosten im Sinne 
des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG oder zu den Herstellungskosten, 
zu den Werbungskosten, insbesondere zum Erhaltungsauf-
wand, oder zu den nicht abziehbaren Kosten.“

5 .3 Zuschüsse

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, die eine 
der für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständigen Behör-
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den dem Empfänger oder der Empfängerin der Bescheinigung 
aus öffentlichen Mitteln gewährt hat . Durch geeignete organi-
satorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Bescheini-
gung entsprechend § 7i Absatz 2 Satz 2 (zweiter Halbsatz) 
EStG geändert werden kann, wenn solche Zuschüsse nach Aus-
stellung der Bescheinigung gewährt werden .

6 Bindungswirkung der Bescheinigung

6 .1 Prüfungsumfang der Bescheinigungsbehörde

Bei der Bescheinigung handelt es sich um einen Verwaltungs-
akt in Form eines Grundlagenbescheids mit Bindungswirkung 
für steuerliche Folgebescheide gemäß § 175 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 der Abgabenordnung (AO) . Die Bescheinigungen 
binden die Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich vorgege-
benen Umfangs . Die verbindlichen Feststellungen der Beschei-
nigung beschränken sich auf Tatbestände des Denkmalrechts; 
sie erstrecken sich nicht auf die steuerrechtlichen Begriffe wie 
Herstellungskosten oder Erhaltungsaufwand und die sonstigen 
steuerrechtlichen Voraussetzungen, die einer abschließenden 
Prüfung durch die Finanzbehörde vorbehalten sind . 

Das Bescheinigungsverfahren umfasst deshalb die Prüfung,

a) ob das Gebäude oder der Gebäudeteil nach den landesrecht-
lichen Vorschriften ein Baudenkmal ist und die Vorausset-
zungen nach Tz . 2 .1 erfüllt sind,

b) ob die Baumaßnahmen nach Art und Umfang

aa)  zur Erhaltung des Gebäudes oder Gebäudeteils als Bau-
denkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung,

bb) bei einem Gebäude, das Teil eines Denkmalbereichs ist, 
zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erschei-
nungsbildes des Denkmalbereichs

 erforderlich waren,

c) ob die Arbeiten vor Beginn und bei Planungsänderungen 
vor Beginn der geänderten Vorhaben mit der zuständigen 
Unteren Denkmalschutzbehörde abgestimmt waren,

d) in welcher Höhe Aufwendungen, die die vorstehenden Vo-
raussetzungen erfüllen, angefallen sind,

e) ob und gegebenenfalls in welcher Höhe Zuschüsse aus  
öffentlichen Mitteln durch eine der für Denkmalschutz oder 
Denkmalpflege zuständigen Behörden gezahlt worden sind 
und

f) ob nach dem Ausstellen einer Bescheinigung Zuschüsse 
aus öffentlichen Mitteln durch eine der für Denkmalschutz 
oder Denkmalpflege zuständigen Behörden gezahlt werden 
(vgl . Tz . 5 .3) .

Der Bauherr oder die Bauherrin sind darauf hinzuweisen, dass 
die bescheinigten Aufwendungen steuerlich nur berücksichtigt 
werden können, wenn die zuständige Finanzbehörde die ihr  

obliegende Prüfung der weiteren steuerrechtlichen Vorausset-
zungen durchgeführt hat (vgl . Tz . 5 .2) .

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in tat-
sächlicher Hinsicht der Nachprüfung durch die Finanzbehörden 
und Finanzgerichte . Ist jedoch aus Sicht der Finanzbehörde of-
fensichtlich, dass die Bescheinigung für Baumaßnahmen erteilt 
worden ist, bei denen die Voraussetzungen unter den Buchsta-
ben a bis c nicht vorliegen, hat die Finanzbehörde ein Remons-
trationsrecht, das heißt, sie kann die Bescheinigungsbehörde 
zur Überprüfung veranlassen sowie um Rücknahme oder Ände-
rung der Bescheinigung bitten (beispielsweise bei fehlendem 
Hinweis auf das Prüfungsrecht des Finanzamtes) .

Soweit diese Richtlinie Beispiele für die Regelung bestimmter 
Fallgestaltungen vorgibt, handelt es sich um Regelbeispiele, die 
der Erläuterung von Inhalt, Zweck und Zielsetzung der Richt-
linien dienen . Eine im Einzelfall abweichende Sachbehandlung 
durch die Bescheinigungsbehörde kann durch besondere denk-
malbedingte Umstände gerechtfertigt sein .

6 .2 Prüfungsumfang der Finanzbehörden

Die Finanzbehörden haben zu prüfen,

a) ob die vorgelegte Bescheinigung von der zuständigen Unte-
ren Denkmalschutzbehörde ausgestellt worden ist, 

b) ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich zu den 
Herstellungskosten oder den Anschaffungskosten im Sinne 
des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG des Gebäudes, zu den sofort 
abziehbaren Werbungskosten, insbesondere zum Erhal-
tungsaufwand, oder zu den nicht abziehbaren Kosten gehö-
ren, 

c) ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwendungen 
gezahlt werden oder worden sind,

d) ob die Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder - bei eigen-
genutzten Gebäuden - wie Sonderausgaben berücksichtigt 
werden können,

e) in welchem Veranlagungszeitraum die erhöhten Absetzun-
gen, die Verteilung von Erhaltungsaufwand oder der Abzug 
wie Sonderausgaben erstmals in Anspruch genommen wer-
den können und

f) in welcher Höhe Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, 
Gewinnaufschläge, Grunderwerbsteuer sowie weitere An-
schaffungsnebenkosten angefallen sind und in welcher 
Höhe diese auf die begünstigten Maßnahmen entfallen.

7 Nachweis der entstandenen Aufwendungen

7 .1 Rechnungsbelege und Gebühren

Die Bescheinigung ist auf einem Formular zu beantragen, das 
dem Mustervordruck (Anlage 1) entspricht . Alle Rechnungs-
beträge aus den detaillierten, nachvollziehbaren und prüffähi-
gen Originalrechnungen sind von den Antragstellenden voll-
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ständig nach Gewerken geordnet entsprechend dem Vordruck 
aufzulisten . Darin sind auch Angaben zum Zahlbetrag und Zah-
lungsdatum der einzelnen Rechnungen sowie zum Zeitpunkt 
der Ausführung der Baumaßnahme zu tätigen. Außerdem muss 
aus den Angaben hervorgehen, welche der Rechnungen und in 
welcher Höhe Aufwendungen aus zusammengefassten Rech-
nungen auf Außenanlagen entfallen und welcher Art diese  
Außenanlagen sind.

Erforderlich ist die Vorlage der Schlussrechnungen . Abschlags-
rechnungen und Kostenvoranschläge ersetzen keine Schluss-
rechnung . Kassenzettel müssen Menge, Artikel und Preis ein-
deutig erkennen lassen . Ist die Vorlage der Schlussrechnungen 
wegen der Insolvenz des Bauträgerunternehmens nicht mög-
lich, kann die Bescheinigung nur erteilt werden, wenn die  
begünstigten Aufwendungen einzeln nach Gewerken durch ein 
vom Erwerbenden vorzulegendes Gutachten eines oder einer 
Bausachverständigen nachgewiesen werden und der bezie-
hungsweise die Erwerbende die Insolvenz des Bauträgerunter-
nehmens glaubhaft macht . Der an das Bauträgerunternehmen 
gezahlte Kaufpreis bildet die Obergrenze der bescheinigungsfä-
higen Aufwendungen . 

Pauschalrechnungen von Handwerksbetrieben können nur  
berücksichtigt werden, wenn das Original-Angebot, das dem 
Pauschalvertrag zugrunde liegt, beigefügt ist . Wenn es zur Prü-
fung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der 
Original-Kalkulation verlangt werden . Genehmigungs- und 
Prüfungsgebühren gehören zu den Kosten der genehmigten 
oder geprüften Baumaßnahme.

Die Bescheinigungsbehörde hat zu bescheinigen, ob die dem 
Bescheinigungsantrag zugrunde liegende Maßnahme durch-
geführt wurde und die Kosten durch Vorlage der Originalrech-
nungen nachgewiesen wurden . Die eingereichte Rechnungs-
aufstellung ist zugleich Bestandteil der Bescheinigung 
(Pflichtanlage). Die Bescheinigungsbehörde hat darauf die  
anerkannten Aufwendungen kenntlich zu machen .

7 .2 Nachweis bei Durchführung durch ein Bauträgerunter-
nehmen, eine Baubetreuung oder ein Generalunterneh-
men

Bei Bauherren beziehungsweise Bauherrinnen oder Erwerben-
den, die ein Bauträgerunternehmen, eine Baubetreuung oder 
ein Generalunternehmen mit der Durchführung der Maßnah-
men beauftragt haben, und in vergleichbaren Fällen ist die not-
wendige Prüfung der Einzelleistungen nur möglich, wenn die 
Antragstellenden die spezifizierten Originalrechnungen der 
Handwerksbetriebe, der Subunternehmen und der liefernden 
Firmen an das Bauträgerunternehmen oder Ähnliche sowie  
einen detaillierten Einzelnachweis über die Vergütungen für 
dessen oder deren eigene Leistungen vorlegt . Wenn es zur Prü-
fung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der 
Original-Kalkulation verlangt werden .

8	 Gebührenpflicht

Die Bescheinigung ist gebührenpflichtig.

Die Gebühren gehören nicht zu den bescheinigungsfähigen 
Aufwendungen .

Die angefallenen Gebühren sind, sofern das Objekt zur Ein-
kunftserzielung genutzt wird, als Werbungskosten beziehungs-
weise Betriebsausgaben abziehbar .

9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinien treten am Tag nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft . Gleichzeitig tritt der Rund-
erlass über die Bescheinigung nach § 28 Absatz 2 Denkmal-
schutzgesetz Brandenburg vom 12 . Januar 1995 (ABl . S . 298) 
außer Kraft.
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Anlage 1

Muster für einen Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung 
gemäß §§ 7i, 10f, 11b des Einkommensteuergesetzes (EStG)

Anlagen

1 . Pläne Bestand
2. Pläne mit Eintragung der Maßnahmen
3 . Vereinbarung
4 . Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Antragsteller/Antragstellerin

Name, Vorname Wohnsitzfinanzamt:
Anschrift
Telefon

  Eigentümer/in         sonstige Bauberechtigte         Vertretung des Eigentümers beziehungsweise der Eigentümerin oder eines 
      beziehungsweise einer sonstigen Bauberechtigten (Vollmacht ist beigefügt)

1. Maßnahmen

Die Maßnahmen betreffen ein

  Baudenkmal         Gebäude als Teil einer Gebäudegruppe oder Gesamtanlage (Denkmalbereich)

Adresse des Objekts, bei einem Gebäudeteil zusätzlich genaue Beschreibung

2. Bezeichnung der Baumaßnahme: ______________________________________________________________________________

3. Abschluss bei mehrjährigen Baumaßnahmen

Lfd . Nr . Maßnahme begonnen (Jahr) beendet (Jahr)

Wohn-/Nutzflächen

Vor Beginn der Baumaßnahmen:  Wohnfläche qm  Nutzfläche qm
Nach Beendigung der Baumaßnahmen:  Wohnfläche qm  Nutzfläche qm
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4 . Aufstellung der Kosten

Die Kosten bitte nach Gewerken oder Bauteilen ordnen und laufend nummerieren . Skonti und sonstige Abzüge sind vom Rechnungs-
betrag abzusetzen . Bei Bedarf bitte weitere Blätter beifügen .

Lfd .
Nr .

Rechnungs-
datum

Kurzbezeichnung
von Gewerk oder
Bauteil

Rechnungs-
betrag

Zahlungs-
betrag

Zahlungs-
datum

In Position
enthaltene
Außenanlagen

Prüfungs-
vermerk

Übertrag
Gesamt

	Wegen Insolvenz des Bauträgerunternehmens ist die Vorlage der Schlussrechnung nicht möglich (Gutachten eines beziehungsweise 
einer Bausachverständigen sowie Nachweis/Beleg für Insolvenz sind beigefügt) .

	Antragsteller/Antragstellerin ist vorsteuerabzugsberechtigt . 
	An die Finanzbehörde abgeführte Umsatzsteuer nach § 13b UStG: ... € (Nachweise sind beigefügt).

5 . Funktionsträgergebühren im Sinne des BMF-Schreibens vom 20 . Oktober 2003 (BStBl I S . 546)

Gebühren/Kosten für Rechnungs-
datum

Rechnungs-
betrag

Zahlungs-
betrag

Zahlungs- 
datum

Zinsen der Zwischen- und Endfinanzierung
Vorauszahlung von Schuldzinsen
Zinsfreistellungsgebühren
Damnum, Disagio, Bearbeitungs- und Auszahlungsgebühren
Kosten der Darlehenssicherung
Garantie- und Bürgschaftsgebühren im Zusammenhang mit der Vermietung 
beziehungsweise Finanzierung
Gebühren im Zusammenhang mit der Zwischen- beziehungsweise End- 
finanzierung
Gebühren für die Vermittlung des Objekts oder Eigenkapitals und des Treu-
handauftrags
Abschlussgebühren
Courtage, Agio, Beratungs- und Bearbeitungsgebühren sowie Platzierungs-
garantiegebühren
Kosten der Konzeptionserstellung und Prospektprüfung
Treuhandgebühren und Baubetreuungskosten
Preissteigerungs-, Kosten- beziehungsweise Vertragsdurchführungs-
Garantiegebühren
Vergütungen für Steuer- und Rechtsberatung
Beiträge zu Sach- und Haftpflichtversicherungen
Sonstiges
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6 . Generalübernehmerverträge

  ja          nein   

Wenn ja, dann

a) Eigentümer/Eigentümerin kauft nur die Sanierungsleistung (nur Kaufpreis angeben: Angaben zu Nummern 4 und 5 sind nicht erfor-
derlich)

b) Gesamtkauf eines Grundstücks mit Sanierung (Angaben zu Nummern 4 und 5 sind erforderlich)
c) Kauf von Eigentumswohnung von einem Bauträgerunternehmen 

Liegt ein Tatbestand der Fallgruppe b oder c vor, sind lediglich die erklärten und dem Grunde nach vom Bauamt geprüften Kosten zu 
bescheinigen . Die Zuordnung dieser Aufwendungen zu den Anschaffungskosten des Grund und Bodens, den Anschaffungskosten des 
Altgebäudes beziehungsweise den Anschaffungskosten im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG, den Herstellungskosten beziehungs-
weise Modernisierungsaufwendungen oder den sofort abzugsfähigen Werbungskosten/Betriebsausgaben nimmt die zuständige Finanz-
behörde vor .

7 . Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

Falls Zuschüsse von einer für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständigen Behörde gewährt worden sind, bitte hier auflisten.

Zuschussgeberin Baumaßnahme Datum der Bewilligung Betrag                     € Datum der Auszahlung

Gesamt

Summe der Kosten (Nummer 4)
abzüglich Summe der Zuschüsse (Nummer 7) 
Insgesamt

Ort, Datum Unterschrift
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Anlage 2

Muster für die Ausstellung einer Bescheinigung 
gemäß §§ 7i, 10f, 11b des Einkommensteuergesetzes (EStG) 

Anlagen

Pläne zur Rückgabe
Rechnungsaufstellung
Originalrechnungen (Schlussrechnungen)

Sehr geehrte

Sie sind  Eigentümer beziehungsweise Eigentümerin  Vertretung des Eigentümers beziehungsweise 
    der Eigentümerin

  sonstiger Bauberechtigter beziehungsweise  Vertretung des sonstigen Bauberechtigten beziehungsweise
  sonstige Bauberechtigte  der sonstigen Bauberechtigten

des Gebäudes/Gebäudeteils (genaue Adresse des Objekts, bei Gebäudeteilen zusätzlich genaue Beschreibung): 

(Die Bescheinigungsbehörde) bestätigt, dass das Gebäude/Gebäudeteil

 ein Baudenkmal nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) ist . 
 Das Objekt erfüllt die Bedingungen gemäß Tz. 2.1 der Bescheinigungsrichtlinien seit dem ...
 (Es wurde am  . . . in die Denkmalliste [§ 3 BbgDSchG] aufgenommen .)

 Teil der denkmalgeschützten Gebäudegruppe/Gesamtanlage nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 BbgDSchG ist . 
 (Die Gebäudegruppe/Gesamtanlage wurde am  . . . durch Satzung unter Schutz gestellt [§ 4 BbgDSchG] .)

Die hieran in der Zeit vom ... bis ... durchgeführten Arbeiten (konkrete Bezeichnung/Beschreibung der Baumaßnahme), die zu Aufwen-
dungen von Euro  . . . einschließlich   /ohne Umsatzsteuer    geführt haben, waren im Sinne der §§ 7i, 10f, 11b EStG nach Art und 
Umfang zur Erhaltung

 des Gebäudes/Gebäudeteils als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich .
 des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes der Gebäudegruppe/Gesamtanlage erforderlich.

Die anerkannten Aufwendungen sind in dem anliegenden Verzeichnis der einzelnen Rechnungen, das Bestandteil dieser Bescheinigung 
ist, gekennzeichnet . Die Kosten sind durch die Originalrechnungen nachgewiesen worden .

Die Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung . Die Finanzbehörde prüft wei-
tere steuerrechtliche Voraussetzungen, insbesondere die Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben, als Werbungskosten 
oder wie Sonderausgaben und die Zugehörigkeit der Aufwendungen zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 
EStG oder zu den Herstellungskosten, zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht abziehbaren Kosten .

 Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschläge des Bauträgers, die 
Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten . Begünstigt ist nur der Anteil, der nach den Feststellungen der Finanz-
behörden zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG oder den Herstellungskosten gehört, die auf die be-
günstigten Baumaßnahmen entfallen.
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 Zusätzlich gehören zu den begünstigten Aufwendungen Gemeinkosten, Funktionsträgergebühren, Gewinnaufschläge des Bauträ-
gers, die Grunderwerbsteuer sowie weitere Anschaffungsnebenkosten . Davon ist jedoch nur der Anteil begünstigt, der nach den 
Feststellungen der Finanzbehörde zu den Anschaffungskosten im Sinne des § 7i Absatz 1 Satz 5 EStG oder den Herstellungskosten 
gehört, die auf die begünstigten Baumaßnahmen entfallen.

Die Arbeiten sind vor Beginn und bei Planungsänderungen vor Beginn der geänderten Vorhaben mit der Unteren Denkmalschutzbehör-
de abgestimmt .

Für die durchgeführte Baumaßnahme _______________________ (konkrete Baumaßnahme/Beschreibung der Maßnahme) wurden 
aus öffentlichen Mitteln

 Zuschüsse von insgesamt € _________ gewährt, davon wurden 

bewilligt € _________ am _________, ausgezahlt € _________ am _________
bewilligt € _________ am _________, ausgezahlt € _________ am _________

 keine Zuschüsse gewährt .

Werden Zuschüsse von einer für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständigen Behörde nach Ausstellung der Bescheinigung bewil-
ligt, wird diese entsprechend geändert und der Finanzbehörde Mitteilung hiervon gemacht . Im Übrigen bleibt der Empfänger bezie-
hungsweise die Empfängerin verpflichtet, für die Maßnahme vereinnahmte oder bewilligte Zuschüsse aus öffentlicher Kasse in seiner 
beziehungsweise ihrer Steuererklärung der Finanzbehörde anzugeben, da sie zu einer Minderung der berücksichtigungsfähigen Auf-
wendungen führen .

 Es liegt eine Umnutzung oder Nutzungserweiterung vor . 
 Aus folgenden Gründen ist sie ausnahmsweise förderfähig (vgl . Tz . 3 .4 beziehungsweise 3 .8 der Bescheinigungsrichtlinien):

Ergänzende Bemerkungen:

Diese Bescheinigung dient zur Vorlage bei der Finanzbehörde und ist gebührenpflichtig. Rechnung und Überweisungsformular liegen 
bei .

- Rechtsbehelfsbelehrung - 

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag
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Allgemeinverfügung 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft 
zur befristeten Einschränkung 

von § 26 Absatz 2 des Jagdgesetzes 
für das Land Brandenburg

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft
Vom 6 . November 2017

1 Zur Erlegung von Schwarzwild wird gemäß § 26 Absatz 2 
des Jagdgesetzes für das Land Brandenburg (BbgJagdG) 
eine Ausnahme vom Verbot der Verwendung von künstli-
chen Lichtquellen (allgemein gebräuchlichen Taschenlam-
pen oder [Hand-]Scheinwerfern) gemäß § 19 Absatz 1 
Nummer 5a des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) für alle 
Jagdbezirke in Brandenburg zugelassen .

2 Nebenbestimmungen

2.1 Die Allgemeinverfügung ist befristet bis einschließlich 
31 . März 2021 .

2 .2 Bei der Verwendung von künstlichen Lichtquellen sind fol-
gende Waffen und Gegenstände nach § 2 Absatz 3 in Ver-
bindung mit Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1 .2 .4 des Waf-
fengesetzes (WaffG) weiterhin verboten:

 Spezielle Vorrichtungen, die für Schusswaffen bestimmt 
sind, die das Ziel beleuchten (zum Beispiel Zielscheinwer-
fer) oder markieren (zum Beispiel Laser oder Zielpunktpro-
jektoren) sowie Nachtsichtgeräte und Nachtzielgeräte mit 
Montagevorrichtungen für Schusswaffen, Nachtsichtvor-
sätze und Nachtsichtaufsätze für Zielhilfsmittel (zum Bei-
spiel Zielfernrohre), sofern die Gegenstände einen Bild-
wandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen . Sie 
dürfen daher auch im Rahmen dieser Ausnahmeregelung 
weder erworben noch verwendet werden .

 Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Verbin-
dung der handelsüblichen beziehungsweise allgemein ge-
bräuchlichen Taschenlampen oder (Hand-)Scheinwerfer 
mit der Schusswaffe (ob mit speziellen Vorrichtungen oder 
im Eigenbau) verboten und gegebenenfalls nach § 52 Ab-
satz 3 Nummer 1 WaffG mit Freiheitsstrafe oder Geldstrafe 
sowie Verlust der jagd- und waffenrechtlichen Erlaubnisse 
bedroht ist . Auch handelsübliche Gebrauchsgegenstände/
Taschenlampen fallen unter die Verbotsnormen, sobald sie 
mit einer Schusswaffe verbunden sind .

3 Bekanntmachung und Inkrafttreten

 Diese Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 1 Ab-
satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Brandenburg in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes öffentlich bekannt gemacht . 

Die Veröffentlichung dieser Allgemeinverfügung erfolgt im 
Amtsblatt für Brandenburg . Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg wirksam .

 Die Allgemeinverfügung und die Begründung können beim 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Landwirtschaft zu den genannten Zeiten eingesehen wer-
den:

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt
und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
Oberste Jagd- und Fischereibehörde
Henning-von-Tresckow-Str . 2 - 13, Haus S
14467 Potsdam

Dienstsitz:
Lindenstraße 34 a
14467 Potsdam

montags bis donnerstags  von 10 bis 15 Uhr
freitags  von 10 bis 14 Uhr

4 Begründung

 Der Ansatz für eine Verhinderung eines Eintrages der Afri-
kanischen Schweinepest (ASP) nach Brandenburg ist von 
hoher Relevanz, da in weiten Teilen des Landes von einer 
zum Teil extrem hohen Schwarzwildpopulation, einherge-
hend mit hohen Schwarzwildschäden in der Landwirt-
schaft, berichtet wird .

 Das Vorkommen der ASP in den osteuropäischen Ländern 
bei Wild- und Hausschweinen bedeutet eine ständige Ge-
fahrenlage des Auftretens in Brandenburg . Seit dem ersten 
Auftreten der ASP in Georgien 2007 hat sich die Seuche 
sprunghaft in Richtung Westen und Norden nach Estland, 
Lettland, Litauen und Polen ausgebreitet . Im Juni 2017 
wurden die ersten Fälle in Tschechien und ein Fall bei 
Hausschweinen in Rumänien gemeldet .

 Eine Ausbreitung der ASP-Infektion in der Wildschweinpo-
pulation konnte in allen betroffenen Staaten des euroasiati-
schen Raums seit nunmehr ca . zehn Jahren nicht aufgehal-
ten werden, wenn auch die Ausbreitungsgeschwindigkeit 
langsamer ist als zunächst angenommen . So kommt es im-
mer wieder zu Feststellungen der ASP bei Haus- und Wild-
schweinen, auch in größerer Entfernung von den bereits 
bekannten Infektionsherden . Als Ursache für diese sprung-
hafte Verbreitung wird meist eine anthropogene Verschlep-
pung der Infektion vermutet .

 Es ist daher für die Allgemeinheit geboten, alle jagdrechtli-
chen Möglichkeiten auszuschöpfen, um einem möglichen 
Eintrag der ASP in die Wildschweinpopulation entgegenzu-
wirken, da die Dichte der Wildtierpopulation als maßgebli-
cher Risikofaktor bei der Verbreitung von Seuchen gilt . Die 
Interessen des Einzelnen haben hinter den Interessen der 
Allgemeinheit zurückzustehen. Die Maßnahme ist somit 
folglich angemessen und erforderlich .
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 Der Elterntierschutz der für die Aufzucht nach § 22 Ab-
satz 4 des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) notwendigen El-
terntiere bleibt hiervon unberührt .

5 Rechtsbehelfsbelehrung

 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim

Verwaltungsgericht Potsdam
Friedrich-Ebert-Straße 32

14469 Potsdam
(Postfachanschrift: 

Postfach 60 15 52, 14415 Potsdam)

 schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden . Die Klage muss den Kläger, den Beklag-
ten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen . 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten . Die zur Be-
gründung dienenden Beweismittel sollen angegeben werden .

 Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen der Klage nebst Anlage so viele Abschriften 
beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung 
erhalten können .

 Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind 
die elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu  
versehen . Sie ist bei der elektronischen Poststelle des Ver-
waltungsgerichts Potsdam über die auf der Internetseite 
www .erv .brandenburg .de bezeichneten Kommunikations-
wege einzureichen . Die rechtliche Grundlage hierfür sowie 
die weiteren technischen Anforderungen sind unter der vor-
genannten Internetseite abrufbar . 

Potsdam, den 6 . November 2017

Ministerium für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft

Im Auftrag

Hardt

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage
in 19348 Berge, OT Kleeste

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 28 . November 2017

Die Firma UKA Nord Projektentwicklung GmbH & Co . KG, 
Leibnizplatz 1, 18055 Rostock beantragt die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück in der Gemarkung Kleeste, Flur 1, Flur-
stück 19 eine Windkraftanlage zu errichten und zu betreiben . 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb einer Windkraftanlage mit einer Gesamthöhe von maxi-
mal 217,50 m (über NN = 256,60 m) und einer Nennleistung 
von 3,6 MW .

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Juni 2018 vorgesehen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 6. Dezember 
2017 bis einschließlich 5. Januar 2018 im Landesamt für Um-
welt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmigungs-
verfahrensstelle West, Fehrbelliner Str . 4 a, Zimmer 4 .2, 
16816 Neuruppin und im Amt Putlitz-Berge, Zur Burghofwie-
se 2, Zimmer 12, 16949 Putlitz ausgelegt und können dort wäh-
rend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden .

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Einwen-
dungsfrist vom 6. Dezember 2017 bis einschließlich 19. Ja- 
nuar 2018 unter Angabe der Registriernummer 050.00.00/17 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt,  
Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 
14410 Potsdam oder beim Amt Putlitz-Berge, Zur Burghofwie-
se 2, 16949 Putlitz erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind 
für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln be-
ruhen .
 
Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin .

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 21. Februar 
2018 um 10 Uhr im Amt Putlitz-Berge, Zur Burghofwiese 2, 
Versammlungsraum, 16949 Putlitz . Kann die Erörterung an 
diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungs-
termin an den folgenden Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf 
hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobenen Ein-
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wendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden .

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen . Im Er-
gebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben 
genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Das Vorhaben ist auf der Grundlage der Prüfung anhand der 
Kriterien der Anlage 3 zum UVPG nicht mit erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen verbunden .

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 29 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1298)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8 . September 2017 (BGBl . I S . 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben „Naturnahe Gewässersanierung 
des	Klingefließes	zwischen	dem	Bauwerk	20	und	der	

Kieler Straße“ in der Stadt Frankfurt (Oder)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 28 . November 2017

Die Stadt Frankfurt (Oder), Amt für Tief-, Straßenbau und 
Grünflächen, Goepelstraße 38 in 15234 Frankfurt (Oder) bean-
tragt die naturnahe Gewässersanierung des Klingefließes zwi-
schen dem Bauwerk 20 und der Kieler Straße auf einer Länge 
von ca . 410 m die Planfeststellung/Plangenehmigung nach § 68 
des Wasserhaushaltsgesetzes .

Mit der Umsetzung dieser Maßnahme werden folgende Ziele 
verfolgt:

- Herstellung eines natürlichen Gewässerverlaufs
- Geschwungene Trassenführung mit wechselseitigen Bö-

schungsneigungen
- Abflussverzögerung durch Laufverlängerung
- Rückhalt von Hochwasserabflüssen und Kappung von Ab-

flussspitzen 
- Gewährleistung der Standsicherheit
 
Nach den §§ 5, 7 ff . des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13 .18 .1 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das	oben	genannte	Vorhaben	keine	UVP-Pflicht	besteht.	

Diese Feststellung beruht auf folgenden wesentlichen Gründen:

Die oben genannten Maßnahmen stehen im Zusammenhang 
mit der Verbesserung des Rückhaltevolumens im Klingespei-
cher sowie der Freianlagengestaltung Denkmalbereich Grüner 
Weg, welche bereits 2012 bautechnisch umgesetzt wurde . 
Das Vorhaben ist auf der Grundlage der Anlage 3 zum UVPG 
nicht mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ver-
bunden . Mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
der Schutzgüter Mensch einschließlich menschlicher Gesund-
heit, Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Viel-
falt und Landschaftsbild ist unter Berücksichtigung der vorge-
sehenen Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und Er- 
satzmaßnahmen nicht zu rechnen.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . 

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender 
Seite: www .lfu .brandenburg .de/info/owb

Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts- 
gesetz - WHG) vom 31 . Juli 2009 (BGBl . I S . 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18 . Juli 2017  
(BGBl . I S . 2771)
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8 . September 2017 (BGBl . I S . 3370, 3376)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Wasserwirtschaft 1

Obere Wasserbehörde

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für den Gewässerausbau im Ton- und 
Kiessandtagebau Plieskendorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau,
Geologie und Rohstoffe

Vom 10 . November 2017

Gemäß § 74 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Feb- 
ruar 2010 (BGBl . I S . 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8 . September 2017 (BGBl . I S . 3370) geändert worden 
ist, in Verbindung mit § 3a Satz 2 Halbsatz 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung, die vor dem 
16 . Mai 2017 galt, wird Folgendes bekannt gemacht:

Die Wienerberger GmbH hat beim Landesamt für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe den Antrag auf 1 . Änderung des An-
trags auf Gewässerausbau nach § 68 Absatz 2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes gestellt . 

Da das oben genannte Vorhaben in den Anwendungsbereich des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas-
sung, die vor dem 16 . Mai 2017 galt, fällt (dort § 3c), wurde 
durch das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine 

allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3a Satz 1, § 3c 
Satz 1 in Verbindung mit der Anlage 2 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung, die vor dem 
16. Mai 2017 Gültigkeit besaß, durchgeführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das	oben	genannte	Vorhaben	keine	UVP-Pflicht	besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Unterlagen .

Diese Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung, die vor dem 
16 . Mai 2017 galt, nicht selbstständig anfechtbar .

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Antragsunterlagen einschließlich Kartenmaterial können 
nach vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-321) 
während der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie 
und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, ein-
gesehen werden .

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8 . Septem-
ber 2017 (BGBl . I S . 3370) 

- Bundesberggesetz vom 13 . August 1980 (BGBl . I S . 1310), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 
20 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2808)

- Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung berg-
baulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13 . Juli 1990 
(BGBl . I S . 1420), zuletzt geändert durch Artikel 2 Ab-
satz 24 des Gesetzes vom 20 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2808)

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Änderung in der Zusammensetzung 
des Bereichs Geschäftsleitung

Bekanntmachung der Deutschen Rentenversicherung 
Berlin-Brandenburg

Tel .: 030 3002-1040 oder 030 3002-0
Vom 10 . November 2017

In der Zusammensetzung des Bereichs Geschäftsleitung der 
Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg (vgl . Be-

kanntmachung vom 22 . Dezember 2014 im Amtsblatt für Bran-
denburg - Nr . 2 vom 21 . Januar 2015, S . 45) ist nachstehende 
Änderung eingetreten:

Die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversicherung 
Berlin-Brandenburg hat am 1 . Juni 2017 

Frau Sylvia Dünn

zur Geschäftsführerin gewählt .

Frau Dünn wird die Dienstgeschäfte am 1 . Januar 2018 über-
nehmen .
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden . Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw . 
Gläubiger widerspricht . Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt . Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt .
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len . Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben .
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt . Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des .

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 9. Januar 2018, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Beeskow 
Blatt 3470 eingetragenen Grundstücksanteile, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 5,  Gemarkung Beeskow, Flur 3, 
 Flurstück 556, Gebäude- und Freifläche, Zur alten 

Tränke 6, Größe: 480 m²; 
 Flurstück 558, Gebäude- und Freifläche, Zur alten 

Tränke 6, Größe: 158 m² und 
 Flurstück 541, Gebäude- und Freifläche, Zur alten 

Tränke 6, Größe: 29 m²  
versteigert werden .
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12 .11 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 75 .000,00 EUR insgesamt .

Nutzung:  Erholungsgrundstück mit Doppelhaushälfte 
und zwei Holzschuppen

Postanschrift:  Zur Alten Tränke 6, 15848 Beeskow
Az .: 3 K 138/15

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 18. Januar 2018, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Briesen 
Blatt 33 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, Gemarkung Briesen, Flur 1, Flurstück 254, Größe: 

523 qm
versteigert werden .
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
19 .12 .2016 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 119 .000,00 EUR .

Postanschrift:  Privatstraße 14, 15518 Briesen
Bebauung:  Wohnhaus mit Anbau

Im Termin am 12 .10 .2017 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene  Meistgebot einschließlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat .
Geschäfts-Nr .: 3 K 113/16

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung 4. Termin
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 11. Januar 2018, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund-
buch von Altes Lager Blatt 500 eingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1, 8 .490/1000 Miteigentumsanteil an Altes Lager,
 Flur 3, Flurstück 27, Friedrich-Engels-Str . 15, Grö-

ße 3.736 m²
 Flur 3, Flurstück 80, Verkehrsfläche, Breitscheid-

straße, Größe 3 m²
 Flur 3, Flurstück 81, Verkehrsfläche, Breitscheid-

straße, Größe 66 m²
 Flur 3, Flurstück 82, Gebäude- und Freifläche, 

Breitscheidstraße 4, 6, 8, Friedrich-Engels-Straße 3, 
5, 7, 9, Lessingweg 8, 10, 12, 14, Größe 13.056 m²

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung samt Kel-
ler im Aufteilungsplan mit Nr . 15/18 bezeichnet . Für jeden Mit-
eigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 401 bis 

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE



1111Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 48 vom 29 . November 2017

612) . Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu 
den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigen-
tumsrechte beschränkt .
Das Wohnungs- und Teileigentun ist veräußerbar und vererbbar.  
und
das im Teileigentumsgrundbuch von Altes Lager Blatt 542 
eingetragene Teileigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsver-
zeichnis:
lfd . Nr . 1, 0 .671/1000 Miteigentumsanteil an Altes Lager 
 Flur 3, Flurstück 27, Friedrich-Engels-Straße 15, 

Größe 3.736 m²
 Flur 3, Flurstück 80, Verkehrsfläche, Breitscheid-

straße, Größe 3 m²
 Flur 3, Flurstück 81, Verkehrsfläche, Breitscheid-

straße, Größe 66 m²
 Flur 3, Flurstück 82, Gebäude- und Freifläche, 

Breitscheidstraße 4, 6, 8, Friedrich-Engels-Straße 3, 
5, 7, 9, Lessingweg 8, 10, 12, 14, Größe 13.056 m²

verbunden mit dem Sondereigentum an dem Tiefgaragenstell-
platz im Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr . T 36 . Für jeden 
Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 401 
bis 612) . Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch 
die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sonder-
eigentumsrechte beschränkt . Das Wohnungs- und Teileigentum 
ist veräußerbar und vererbbar.

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist für 
Altes Lager Blatt 500 auf 21 .400,00 EUR und für 
Altes Lager Blatt 542 auf 3 .500,00 EUR festgesetzt worden . 

Die Zwangsversteigerungsvermerke sind in die Grundbücher 
am 09 .01 .2014 eingetragen worden . 

Im Termin am 15 .06 .2015 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat .

Die Wohnung befindet sich in 14913 Niedergörsdorf OT Altes 
Lager, Friedrich-Engels-Straße 11. Angaben zur Wohnung: ca. 
50,90 m² Wohnfläche, 2. OG rechts. Der Tiefgaragenstellplatz 
befindet sich in 14913 Niedergörsdorf OT Altes Lager, Fried-
rich-Engels-Straße.
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
Az .: 17 K 159/13
(17 K 160/13) 

Zwangsversteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinschaft

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 
Donnerstag, 18. Januar 2018, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Zülichendorf Blatt 359 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd . Nr . 1, Gemarkung Zülichendorf, Flur 3, Flurstück 12,  
Gebäude- und Freifläche, Landwirtschaftsfläche, 
Gottsdorfer Weg 5, Größe 1.390 m²

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 1,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14 .11 .2016 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in 14947 Nuthe-Urstromtal  
OT Zülichendorf, Gottsdorfer Weg 5 . Es ist bebaut mit Ein- 
familienhaus mit Anbau und Nebengebäuden . Es bestehen 
Überbauten auf Nachgrundstücke .
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
Az .: 17 K 96/16 

Zwangsversteigerung     
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 24. Januar 2018, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Dahlewitz Blatt 546 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1, Gemarkung Dahlewitz, Flur 4, Flurstück 380,  

Gebäude- und Freifläche, Marxstraße 10, Größe 
874 m²

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 104 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
06 .04 .2016 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in 15827 Dahlewitz, Marxstra- 
ße 10. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus, Bj. ca. 1938, 
ca. 97 m² Wohnfläche, und einer Garage, eingedeckt mit Well-
asbest .
Die nähere Beschreibung kann bei dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
Az .: 17 K 27/16

Zwangsversteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinschaft

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 
Donnerstag, 25. Januar 2018, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Danna Blatt 214 eingetragene Grundstück, Bezeichnung  
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1, Gemarkung Danna, Flur 5, Flurstück 53/2, Gebäu-

de- und Freifläche, Dorfstraße 13, Größe 443 m²
versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 10 .600,00 EUR festgesetzt worden . 
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STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
07 .11 .2016 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Niedergörsdorf,  
Danna 13 . Es ist bebaut mit einem Mehrfamilienhaus und  
Nebengebäuden . Es bestehen Überbauten auf das dahinter- 
liegende Grundstück .
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
Az .: 17 K 91/16 

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung 
von Dienstausweisen

Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucher-
schutz 

Folgender abhanden gekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt:
Herr Justizhauptwachtmeister Tobias Dudzik, Dienstausweis-
Nr . 205 604, ausgestellt am 29 . August 2012, gültig bis 28 . Au-
gust 2022 .

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhanden gekommene Dienstaus-
weis von Herrn Dierk Sturm, Dienstausweisnummer 2459, 
Kartennummer 7990, Farbe grün, ausgestellt am 10 .09 .2002 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt .

Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhanden gekommene Dienstaus-
weis von Frau Christin Vetter, Dienstausweisnummer 203242, 
Kartennummer 0301, Farbe grau, ausgestellt am 08 .05 .2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt .

Amt Altdöbern

Im Amt Altdöbern (Landkreis Oberspreewald-Lausitz) ist zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle

der Amtsdirektorin/des Amtsdirektors

zu besetzen .

Das Amt Altdöbern mit ca . 5 .800 Einwohnern, liegt im Süden 
des Landes Brandenburg und wurde 1992 gegründet . Zum Amt 
Altdöbern gehören die amtsangehörigen Gemeinden Altdöbern, 
Bronkow, Luckaitztal, Neupetershain und Neu-Seeland .

Die Amtsdirektorin/der Amtsdirektor wird vom Amtsausschuss 
für die Dauer von 8 Jahren gewählt  und in ein Beamtenverhält-

nis auf Zeit ernannt . Die Besoldung richtet sich nach der  
Einstufungsverordnung des Landes Brandenburg (Besoldungs-
gruppe A 15) .

Gesucht wird eine engagierte, zielstrebige, verantwortungsbe-
wusste, belastbare, einsatz- und entscheidungsfreudige Persön-
lichkeit, die über die für dieses Amt erforderliche Eignung, 
Befähigung und Sachkunde verfügt und durch den bisherigen 
Werdegang umfassendes Wissen und Können und vielseitige 
Erfahrungen in der öffentlichen Verwaltung, dabei insbesonde-
re in der Kommunalverwaltung erworben hat . Ebenfalls sollten 
Kenntnisse im Umgang mit Kommunalparlamenten vorhanden 
sein . Das wirtschaftliche, leistungsorientierte und bürgernahe 
Führen der Verwaltung sind Voraussetzung .

Die Bewerberin/der Bewerber sollte folgende Anforderungen 
erfüllen:
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• die Befähigung zum gehobenen allgemeinen Verwaltungs- 
oder Justizdienst oder eine den genannten Befähigungsvor-
aussetzungen vergleichbare Qualifikation (§ 138 Absatz 1 
Satz 4 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg)

• ausreichende Verwaltungserfahrungen in kleineren oder 
mittleren Kommunalverwaltungen, verbunden mit langjäh-
riger Erfahrung in einer Führungsposition

• umfassende Sach- und Verwaltungskenntnisse für die Ar-
beit in einer Kommunalverwaltung

• Befähigung zur Anleitung und Motivation von Mitarbeitern

• Führerschein der Klasse B

• die Bewerberin/der Bewerber muss die Voraussetzungen 
für die Wahl zur Amtsdirektorin/zum Amtsdirektor und zur 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Zeit gemäß Landes-
beamtengesetz in Verbindung mit dem Beamtenstatusge-
setz erfüllen .

 
Schriftliche Bewerbungen mit Lichtbild, tabellarischem Le-
benslauf, Zeugnisabschriften, lückenlosen Nachweis der Schul-
bildung und des bisherigen Werdegangs sind im verschlossenen 
Umschlag mit der Aufschrift „Bewerbung Amtsdirektorin/
Amtsdirektor“ bis zum 12.01.2018 zu richten an:

Amt Altdöbern
Vorsitzender des Amtsausschusses - persönlich -

Marktstraße 1
03229 Altdöbern

Die Bewerbungsunterlagen werden den Mitgliedern des Amts-
ausschusses zugänglich gemacht .

Bewerbungskosten werden nicht erstattet . Sofern eine Rück-
sendung der Bewerbungsunterlagen gewünscht ist, fügen Sie 
bitte einen frankierten Rückumschlag bei .

Universität Potsdam

An der Universität Potsdam, Mathematisch-Naturwissen-
schaftliche Fakultät, Institut für Biochemie und Biologie ist 
am Wissenschaftscampus Golm zum 01 .01 .2020 folgende 
Professur für die Dauer von 5 Jahren zu besetzen .

W 2-Professur für Immuntechnologie

Vorausgesetzt werden exzellente Leistungen im Bereich der an-
gewandten Technologieentwicklung zur effizienten Immunisie-

rung mit chimären viralen Carrierproteinen und zur Selektion 
von antikörperproduzierenden Hybridomzellen über einen arti-
fiziellen Oberflächenmarker. Darüber hinaus werden Erfahrun-
gen im Bereich der in vitro Immunisierung zur Herstellung 
monoklonaler Volllängenantikörpern sowie Erfahrungen in der 
Generierung von cameliden Antikörpern erwartet . Der/die Kan-
didat/in soll über ein regionales Netzwerk industrieller Koope-
rationspartner verfügen und selbst Industrie- und Transfererfah-
rung besitzen sowie in die umliegenden wissenschaftlichen 
Einrichtungen, im besten Fall durch bereits bestehende Koope-
rations- und Drittmittelprojekte, integriert sein .
Der/die Bewerber/in muss sich an der Lehre im Bereich der 
Immunologie in den biologischen Bachelor- und Masterstu- 
diengängen beteiligen . Die entsprechende Eignung ist durch 
eine habilitationsäquivalente Lehrleistung nachzuweisen . Sei-
tens der Universität werden Räumlichkeiten, aber kein Haus-
halt und Personal zur Verfügung gestellt . Eine Verlängerungs-
möglichkeit besteht nicht .

Folgende Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und 
Professoren sind nach § 41 Brandenburgisches Hochschulge-
setz (BbgHG) nachzuweisen: ein abgeschlossenes Hochschul-
studium, pädagogische Eignung, besondere Befähigung zu wis-
senschaftlicher Arbeit, in der Regel durch eine qualifizierte 
Promotion, umfassende Kompetenzen im Wissenschaftsma-
nagement und zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, die 
durch eine Habilitation, im Rahmen einer Juniorprofessur oder 
einer Tätigkeit als Akademische Mitarbeiterin oder Akademi-
scher Mitarbeiter an einer Hochschule oder einer außeruniver-
sitären Forschungseinrichtung oder einer wissenschaftlichen 
Tätigkeit in der Wirtschaft oder in einem anderen gesellschaft-
lichen Bereich im In- und Ausland erbracht oder nachgewiesen 
werden . Das Berufungsverfahren wird nach § 40 BbgHG 
durchgeführt .

Die Universität strebt in allen Beschäftigungsgruppen eine aus-
gewogene Geschlechterrelation an . Bei gleicher Eignung wer-
den schwerbehinderte Bewerber/-innen bevorzugt berücksich-
tigt . Bewerbungen von Menschen mit Migrationshintergrund 
sind ausdrücklich erwünscht .

Die Universität Potsdam unterstützt neu berufene Professorin-
nen und Professoren durch einen Dual Career-Service und Coa-
chingangebote: www .uni-potsdam .de/berufungen .html

Bewerbungen mit aussagekräftigen Unterlagen (Darstellung 
Ihrer Forschungsinteressen, Lebenslauf, Kopien von akade-
mischen Zeugnissen und Urkunden, Publikationsliste, Ver-
zeichnis der Lehrveranstaltungen, Liste der Drittmittel- 
Projekte) sind innerhalb von 4 Wochen nach Veröffent- 
lichung per E-Mail (in einer zusammengefassten pdf-Datei) 
an ausschreibungen@uni-potsdam.de zu richten.
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Gläubigeraufruf

Der Görsdorf - Behrendorfer Billardverein 1979 e . V ., eingetra-
gen unter VR 2498 FF beim Amtsgericht Frankfurt (Oder), ist 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 28 .05 .2016 
aufgelöst worden . 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 30 .11 .2018 bei nachstehend genanntem Liqui-
dator anzumelden:

Christan Panzer
Premdorf 15
15848 Tauche OT Görsdorf

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
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